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Bebauungsplan „Jordan’s Untermühle - Nordteil“  

Zusammenstellung des Abwägungsmaterials aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs.1 BauGB, der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB sowie der Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB.   

 

Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde am 28.01.2026 ortsüblich bekannt gemacht. 

Die Unterlagen wurden für die Zeit vom 09.02.2026 bis einschließlich 13.03.2026 auf der Homepage der Verbandsgemeinde Rhein-Selz sowie auf dem zent-
ralen Internetportal des Landes veröffentlicht. Zusätzlich wurden die Unterlagen in der Verbandsgemeindeverwaltung Rhein-Selz zu jedermanns Einsicht 
während der üblichen Öffnungszeiten bereitgehalten.  

Die Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie § 2 Abs. 2 BauGB erfolgte mit Schreiben vom 29.01.2026 und Frist bis einschließlich zum 13.03.2026.  

Die während der Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen sind in ihrem genauen Wortlaut enthalten. 
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  Bundeswehr (Stellungnahme vom 03.02.2026)   

  Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht beein-
trächtigt. Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öffentli-
cher Belange keine Einwände. 

Wird zur Kenntnis genommen.  Wird zur Kenntnis ge-
nommen.  

  Colt Technology Services GmbH (Stellungnahme vom 03.02.2026)   

  Nicht betroffen. Wird zur Kenntnis genommen.  Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  DB AG – DB Immobilien (Stellungnahme vom 03.03.2026)   

  Auf Basis der uns vorliegenden Unterlagen übersendet die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von 
der DB InfraGO AG und der DB Energie GmbH bevollmächtigtes Unternehmen, hiermit folgende Ge-
samtstellungnahme als Träger öffentlicher Belange zum o.g. Verfahren. 
Durch das Bebauungsplanverfahren „Jordan’s Untermühle – Nordteil“ der Gemeinde Köngernheim 
werden die Belange der DB AG und ihrer Konzernunternehmen nicht berührt. Wir haben daher weder 
Bedenken noch Anregen vorzubringen.  

Wird zur Kenntnis genommen.  Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Denkmalfachbehörde GKDE/ Direktion Landesarchäologie/ Erdgeschichtliche Denkmalpflege 
(Stellungnahme vom 03.02.2026) 

  

  Wir haben das untenstehende Vorhaben zur Kenntnis genommen. Aus Sicht der Denkmalfachbehörde 
GDKE/Direktion Landesarchäologie/Erdgeschichtliche Denkmalpflege bestehen hiergegen keine Beden-
ken. Am weiteren Vorgang müssen wir nicht mehr beteiligt werden. 
Diese Stellungnahme bezieht sich ausschließlich auf die Belange der Erdgeschichtlichen Denkmal-
pflege. 

Wird zur Kenntnis genommen.  Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  DLR Rheinhessen-Nahe-Hunsrück (Stellungnahme vom 18.02.2026)   

   Mit oben genannten Schreiben baten sie um Stellungnahme gem. § 4 Abs. 1 BauGB zur geplanten Auf-
stellung des Bebauungsplans „Jordan´s Untermühle - Nordteil“ der Ortsgemeinde Köngernheim. 
Seitens unserer Dienststelle als Flurbereinigungsbehörde bestehen keine Bedenken. Die Belange der 
Flurbereinigung werden nicht tangiert. 
 

Wird zur Kenntnis genommen.  Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  EWR Netz GmbH (Stellungnahme vom 03.02.2026)   

  Vielen Dank für das oben genannte Schreiben, das wir zur Kenntnis genommen haben. 
Von unserer Seite bestehen keine Bedenken gegen die vorliegende Planung oder Baumaßnahme. 

Wird zur Kenntnis genommen.  Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Zurzeit sind in diesem Planungs-/Baubereich keine Netzausbauarbeiten geplant oder in der Ausführung. 
Im oben genannten Planungs-/Baubereich sind Versorgungsanlagen unseres Unternehmens vorhanden, 
auf die entsprechende Rücksicht zu nehmen ist. 
Die Auszüge aus den Bestandsplänen der Versorgungsnetze der EWR Netz GmbH haben Sie bereits per 
E-Mail erhalten. 
Bauunternehmungen sind anzuweisen, vor Baubeginn aktuelle Bestandspläne schriftlich anzufordern 
oder bei uns abzuholen und mit der zuständigen Betriebsstelle der EWR Netz GmbH Kontakt aufzuneh-
men. Eine Rohrleitungsauskunft erhalten Sie über unsere Mailadresse: leitungsauskunft@ewr-netz.de. 
Für Informationen, Planungen und Angebote für Sonderanschlüsse wenden Sie sich bitte direkt an die 
Herren Andre Massier oder Stefan Lauer. Sie erreichen sie per E-Mail unter sonderanschluss@ewr-
netz.de. 
Für die Verlegung von unterirdischen Versorgungsleitungen sind die in DIN 1998 vorgesehenen Trassen-
räume freizuhalten. 
Nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes gemäß § 10 BauGB bitten wir Sie, uns den Eintritt der Rechts-
verbindlichkeit des Bebauungsplanes bekannt zu geben. 
Die Kosten für Leitungssicherungsmaßnahmen oder Umlegungen vorhandener Leitungen werden dem 
Verursacher in Rechnung gestellt, soweit keine vertraglichen oder sonstigen Festlegungen anderweitige 
Regelungen vorgeben. 
Aussagen zur Tiefenlage der EWR-Leitungen sind nicht möglich, da nach der Legung der Leitungen das 
Höhenniveau des Geländes eine Veränderung durch Auf- oder Abtrag erfahren haben kann. Im Zuge des 
Abstimmungsverfahrens bzw. der Vorkoordination sind Suchschachtungen im Bereich der EWR-Leitun-
gen herzustellen, um die genaue Tiefenlage festzustellen. Aufgrund dieser Erkenntnisse können notwen-
dige Arbeiten wie Leitungssicherung, Leitungsumlegungen oder andere erforderliche Arbeiten definiert, 
koordiniert und notwendige Aufwendungen und Bauzeiten kalkuliert werden. 
Anlage: Leitungsauskunft 

  Industrie- und Handelskammer (Stellungnahme vom 03.02.2026)   

  Die geplante Sicherung und maßvolle Weiterentwicklung des bestehenden Hotelbetriebs begrüßen wir 
ausdrücklich. Neben der direkten Beschäftigungswirkung im Hotel- und Gastgewerbe profitieren auch 
zahlreiche vor- und nachgelagerte Branchen wie Handwerk, Dienstleister sowie regionale Produzenten. 
Die Erweiterung stärkt die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts, sichert Arbeitsplätze und schafft zu-
sätzliche Perspektiven. Gleichzeitig trägt sie zur weiteren Entwicklung des touristischen Angebots in 
Köngernheim und der Region bei und unterstützt die Positionierung Rheinhessens als attraktiven Wirt-
schafts- und Erholungsstandort. Investitionen dieser Art sind ein wichtiges Signal für unternehmeri-
sches Engagement im ländlichen Raum. 
Aus Sicht der gewerblichen Wirtschaft wird das Projekt daher ausdrücklich befürwortet. 

Wird zur Kenntnis genommen.  Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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  Kreisverwaltung Mainz-Bingen (Stellungnahme vom 13.03.2026)   

  Aus der Sicht der von unserem Hause zu vertretenden öffentlichen Belange werden zum o.g. Verfahren 
folgende Anregungen vorgetragen: 
1. Aus Sicht der Unteren Naturschutzbehörde bestehen folgende Bedenken und Anregungen  
1.1. Bedenken: 
1.1,1. Die Untere Naturschutzbehörde (UNB) stellt fest, dass das vorgelegte Plankonzept zur touristi-
schen Attraktivierung des Anwesens „Jordans Untermühle" in seinen Grundzügen den abgestimmten 
Erfordernissen der Raumordnung entspricht. Es ist dies insbesondere die klare Abgrenzung des Sonder-
gebietes 2 -Errichtung von Ferienhäuschen-Lodges- (S02) zur von baulichen Anlagen weitestgehend frei-
gehaltenen westlich gelegenen Selzaue. Weitestgehend deshalb, da eine öffentliche Verkehrsfläche 
(Fußweg/Radweg/Reitweg/Landwirtschaft) in diesen Bereich gelegt wurde. 
Begründet wird dessen Lage mit der Absicht, den vorhandenen, pappelgesäumten Weg, der bisher un-
mittelbar westlich des historischen Mühlenanwesens entlangführte, verlegen zu wollen. 
Es erschließt sich uns nicht, weshalb dieser Weg als öffentlicher Weg festgesetzt werden muss, da er 
Publikumsverkehr in die Selzaue zieht. Die UNB verweist in diesem Zusammenhang auf das übergeord-
nete abgestimmte Ziel des Regionalen Biotopverbundes. Hier wurde durch die Begrenzung der bauli-
chen Nutzung, und zu dieser gehört auch eine öffentliche Verkehrsfläche, eine deutliche Vorgabe ge-
setzt, die u.E. nicht konsequent umgesetzt wurde. Der öffentliche Weg ist für die UNB daher nicht ak-
zeptabel. 

Der Weg wird in eine Verkehrsfläche be-
sonderer Zweckbestimmung „Wirt-
schaftsweg“ geändert. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt. 

  1.2, Anregungen: 
1.2.1. Begründung, Pkt. 3.4: Es wird darauf hingewiesen, dass die naturschutzfachliche Ausgleichspla-
nung mit dem in der Rechtsverordnung formulierten Schutzzweck des Landschaftsschutzgebietes abzu-
stimmen ist. Nicht erforderlich ist dagegen eine Genehmigung nach der Rechtsverordnung des Land-
schaftsschutzgebietes für das Vorhaben „Bebauungsplan" generell, da § 1 (2) 1 der Rechtsverordnung 
besagt, dass die §§4-7 der Rechtsverordnung (Verbotstatbestände) nicht für Flächen im Geltungsbe-
reich eines Bebauungsplanes gelten, für die eine bauliche Nutzung festgesetzt ist. 

Die naturschutzfachliche Ausgleichspla-
nung wird mit dem in der Rechtsverord-
nung formulierten Schutzzweck des 
Landschaftsschutzgebietes abgestimmt. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt. 

  1.2.2. Begründung Pkt. 10: Es ist hingegen korrekt, dass zur Herstellung von Wasserflächen zusätzlich 
zur Festsetzung im Bebauungsplan eine wasserrechtliche Genehmigung erforderlich ist, in deren Zu-
sammenhang auch die erforderliche naturschutzrechtliche Genehmigung/Einverständnis gemäß § 4 (1) 
5 und § 4 (3) der Rechtsverordnung für das Landschaftsschutzgebiet „Selztal" erteilt werden kann. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  1.2.3. Faunistische Untersuchung/Artenschutzprüfung: Den Unterlagen wurde eine faunistische Unter-
suchung beigelegt, die für das Vorhaben „B-Plan „Jordans Untermühle, 1. Änderung und Erweiterung" 
erarbeitet wurde, Stand Oktober 2021. Die UNB stellt fest, dass der hierin abgebildete Untersuchungs-
raum auch den aktuellen B-Plan „Jordans Untermühle -Nordteil" umfasst. Die Geländebegehungen im 
Juni 2021 ergaben folgende potentielle Lebensräume für planungsrelevante Arten innerhalb der 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Gebietsgrenzen: unverfugte Sandsteinmauern, ältere Einzelbäume (Pyramidenpappeln), Gehölzfläche 
mit Löschteich. Darüber hinaus aus der Ortskenntnis der Unteren Naturschutzbehörde ein Erdkeller in 
der Nachbarschaft des Löschteiches. 

  1.2.4. Es ist erforderlich, die nunmehr fünf Jahre alten und einem benachbarten Vorhaben zugeordneten 
Unterlagen auf das aktuelle Vorhaben hin zu aktualisieren. Da das Material solide und umfassend er-
stellt wurde, halten wir eine Überprüfung der vorhandenen Daten auf ihre Aktualität hin durch ein- oder 
zwei Ortsbegehungen für ausreichend. 

In Abstimmung mit der UNB wurde die 
Aktualität der Artenschutzuntersuchun-
gen bestätigt. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt 

  1.2.5. Leider fehlen in der Begründung bislang sämtliche, naturschutzfachlichen Ausarbeitungen und 
Themen wie der Umweltbericht oder der Fachbeitrag Naturschutz mit der Abarbeitung der Eingriffsrege-
lung. Die UNB kann sich daher nicht zu diesen Themen äußern. 
Lediglich die Ausgleichsfläche steht bisher fest. Sie liegt im Geltungsbereich und ist korrekt nach § 9 (1) 
20 BauGB festgesetzt. Inwieweit sie ausreichend ist, die durch die verbindliche Bauleitplanung ausge-
lösten Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft komplett auszugleichen, kann aktuell nicht geprüft 
werden, da die Eingriffsbilanzierung fehlt. Positiv zu bewerten ist die unmittelbare Nähe zur Ausgleichs-
fläche auf Parzelle 229, als Teil eines Grünkorridors im Selztal. Die UNB hält es für sinnvoll, auch hier 
extensive Grünlandnutzung anzustreben. 

Der Umweltbericht samt Ausgleichs-
maßnahmen wird zur Offenlage erarbei-
tet. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt 

  1.2.6. Abschließend wird angeregt, die alten Pyramidenpappeln möglichst zum Erhalt festzusetzen, die 
bei deren Abgang durch standortgerechte Großgehölze zu ersetzten sind. Dies ist dem tradierten Land-
schaftsbild des Selztales mit seinem prägenden Mühlenanwesen geschuldet und entspräche dem in § 3 
der Rechtsverordnung formulierten Schutzzweck in hohem Maße. 

Die Pyramidenpappeln werden zum Er-
halt festgesetzt. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt 

  2. Aus Sicht der Unteren Wasserbehörde (Wasserwirtschaft) bestehen folgende Anregungen 
2.1. zum geplanten Stillgewässer: 
2.1.1. Das geplante Stillgewässer soll außerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebietes, jedoch 
innerhalb des Risikogebietes außerhalb eines Überschwemmungsgebietes der Selz (Gewässer II. Ord-
nung) errichtet werden. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  2.1.2. Aus den Planunterlagen geht hervor, dass für die geplante Abgrabung zur Herstellung einer natur-
nahen Wasserfläche eine wasserrechtliche Genehmigung eingeholt werden soll. Offen bleibt, ob das 
Stillgewässer durch eine Offenlegung des Grundwassers, d.h. grundwassergespeist, hergestellt werden 
soll. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Ist im Zuge der wasserrechtlichen Ge-
nehmigung zu klären. 

Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  2.1.3. Die Untere Wasserbehörde weist darauf hin, dass für einen Gewässerausbau rechtzeitig vorab ein 
Planfeststellungs- oder Plangenehmigungsverfahren gem. § 68 WHG bei der Unteren Wasserbehörde zu 
beantragen ist. Auf die Erstellung der Genehmigungsunterlagen durch eine planvorlageberechtige Inge-
nieurin/einen planvorlageberechtigten Ingenieur nach § 103 LWG weisen wir in diesem Zusammenhang 
hin. Sollte eine Nutzung eines naturnahen, grundwassergespeisten Stillgewässers zu Badezwecken vor-
gesehen sein, wären die Anforderungen hinsichtlich der Wasserqualität etc. mit dem Gesundheitsamt 
in Mainz abzustimmen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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  2.1.4. Die Wasserwirtschaft weist an dieser Stelle bereits darauf hin, dass bei Erteilung einer wasser-
rechtlichen Genehmigung zur Herstellung eines grundwassergespeisten Stillgewässers grundsätzlich 
kein Recht auf Zufluss von Wasser bestimmter Menge und Beschaffenheit (§ 10 Abs. 2 WHG) verbunden 
wäre. Grundwasserstände können - z.B. bei längeren Trockenperioden in den Sommermonaten - deut-
lich absinken und eine Nutzung als Badegewässer ggf. ausschließen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  2.1.5. Es wird darum gebeten dies in den Hinweisen der textlichen Festsetzungen zu ergänzen. Die Hinweise zur Wasserwirtschaft wer-
den ergänzt. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt 

  2.1.6. Naturnahe Stillgewässer, die z.B. als Folienteich hergestellt werden ohne Anschluss an das 
Grundwasser, gelten nicht als Gewässerausbau und wären wasserrechtlich nicht genehmigungspflich-
tig. 
2.1.7. Eine Vorabstimmung mit der Unteren Wasserbehörde wird empfohlen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  2.2. zum Grundwasserschutz: 
2.2.1. Im Plangebiet ist mit ungünstigen, d.h. zeitweise hohen Grundwasserständen zu rechnen. Sofern 
im Zuge von Baumaßnahmen (z.B. Errichtung von Kellergeschossen, Leitungsgräben etc.) eine bauzeitli-
che Wasserhaltung bzw. Grundwasserabsenkung (zutagefördern, zutageleiten von Grundwasser etc.) 
erforderlich ist, bedarf dieses eines eigenen wasserrechtlichen Erlaubnisverfahrens. Der Antrag ist 
rechtzeitig vorab bei der Unteren Wasserbehörde einzureichen, eine Vorabstimmung wird empfohlen. 
Auf § 103 Landeswassergesetz (Planvorlageberechtigung Nachweis der Fachkunde) wird hingewiesen. 
Die Untere Wasserbehörde bittet dies in den Hinweisen der textlichen Festsetzungen zu ergänzen. 

Die Hinweise zum Grundwasserschutz 
werden ergänzt. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt 

  2.3. zum festgesetzten Überschwemmungsgebiet: 
2.3.1. Der westliche Bereich des Plangebietes liegt innerhalb eines rechtlich festgesetzten Über-
schwemmungsgebietes. Das Überschwemmungsgebiet ist in der Planzeichnung entsprechend darge-
stellt. Grundsätzlich ist die Errichtung baulicher Anlagen dort verboten. Ggf. wäre unter Beachtung der 
gesetzlichen Anforderungen eine Ausnahmegenehmigung nach § 78 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) bei 
der Oberen Wasserbehörde zu beantragen. Dies ist ebenfalls in den Hinweisen der textlichen Festset-
zungen zu ergänzen. 

Die Hinweise zum Überschwemmungs-
gebiet werden ergänzt. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt 

  2.4. zum Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten: 
2.4.1. Der östliche Bereich des Plangebietes befindet sich im Risikogebiet außerhalb von Überschwem-
mungsgebieten der Selz (Gewässer II. Ordnung). Das heißt, dass das Grundstück bei außergewöhnli-
chen Hochwasserereignissen (HQ extrem) überschwemmt werden kann. In Anbetracht der Lage im 
überschwemmungsgefährdeten Bereich ist anzuraten, das Bauvorhaben hochwasserangepasst auszu-
führen. In diesem Zusammenhang wird auf die einschlägige Literatur hingewiesen, wie zum Beispiel: 
2.4.1.1. Land unter - Ein Ratgeber für Hochwassergefährdete und solche, die es nicht werden wollen 
(Herausgeber: MUFV, Mainz 2008); https://hochwassermanagement.rlp-umwelt.de/servlet/is/176957/ 
2.4.1.2. Hochwasserschutzfibel - Objektschutz und bauliche Vorsorge (Herausgeber: BMWSB, 9. Auf-
lage, Berlin Februar 2022) 

Die Hinweise zum Risikogebiet werden 
ergänzt. Weiterhin wird das Risikogebiet 
zeichnerisch dargestellt. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt 
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2.4.2. Informationen zur Ausdehnung des HQ extrem sowie zu der zu erwartenden Überflutungshöhe 
sind der Internetplattform www. hochwasserrisikomanagement.rlp.de (Wie hoch ist unser 
Risiko?/Hochwassergefahren- und Risikokarten) zu entnehmen, wobei HQ extrem grundsätzlich auch 
überschritten werden kann. 
Genauere Angaben zur Höhe des zu erwartenden Wasserstandes im Falle eines HQ extrem können Sie 
bei Bedarf bei der Oberen Wasserbehörde (Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle 
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Kleine Langgasse 3, 55116 Mainz, Tel. 06131/2397-0) 
erfragen. Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass sich auch bei der Zustimmung zu diesem Bauvorha-
ben kein Schadensersatzanspruch oder Anspruch auf Errichtung von Hochwasserschutzanlagen ablei-
ten lässt. 
2.4.3. Es wird darauf hingewiesen, dass die Errichtung einer Heizölverbraucheranlage (HVA) im Risiko-
gebiet gem. § 78 c (2) Wasserhaushaltsgesetz (WHG) verboten ist, es sei denn, es stehen keine weniger 
wassergefährdenden Energieträger zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur Verfügung oder die HVA 
kann hochwassersicher errichtet werden. 
2.4.4. In diesem Fall müssen Sie Ihr Vorhaben der Unteren Wasserbehörde der Kreisverwaltung Mainz-
Bingen spätestens 6 Wochen vor der Errichtung der HVA anzeigen. Wir empfehlen Ihnen diesbezüglich, 
rechtzeitig vor Baubeginn Kontakt mit der Unteren Wasserbehörde aufzunehmen.  
2.4.5. Es wird um Ergänzung des Hinweises in den textlichen Festsetzungen sowie Darstellung des Risi-
kogebietes außerhalb von Überschwemmungsgebieten in der Planzeichnung gebeten. 

  2.5. zur Sturzflutgefahr: 
2.5.1. Das Vorhaben befindet sich in einem durch Sturzflut gefährdeten Bereich. Dies bedeutet, dass 
das Gelände bei einem außergewöhnlichen oder extremen Starkregenereignis von lokalen Überflutun-
gen betroffen sein kann. Näheres ist den Sturzflutgefahrenkarten für Rheinland-Pfalz zu entnehmen. 
Aufgrund der Sturzflutgefährdung wird dringend empfohlen, entsprechende Bau- und Verhaltens Vor-
sorge zu treffen, insbesondere auch durch eine dem Risiko angepasste Bauweise. § 14 LBauO bleibt un-
berührt. Maßnahmen zur privaten Vorsorge können z. B. dem örtlichen Hochwasser- und Starkregenvor-
sorgekonzept der Gemeinde entnommen oder im Internet z.B. unter 
https://hochwassermanaQement.rlp.de/fileadmin/hochwassermanaciement/Unsere Themen/Wie 
hoch ist unser Risiko/Sturzfluten/flyer-sturzfluten bbk.pdf nachgelesen werden. 
Die Untere Wasserbehörde bittet dies in den Hinweisen der textlichen Festsetzungen zu ergänzen. 

Die Hinweise zur Sturzflutgefahr werden 
ergänzt. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt 

  2.6. zum Bodenschutz: 
2.6.1. Die besondere Schutzwürdigkeit des Mutterbodens ergibt sich aus § 202 Baugesetzbuch (BauGB). 
Die Anforderungen an das Auf - oder Einbringen von Materialien auf oder in den Boden sind seit dem 
01.08.2023 in den §§ 6 bis 8 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) bundeseinheit-
lich geregelt. Der Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen ist seit dem 01.08.2023 in den §§ 19 bis 23 
Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) bundeseinheitlich geregelt. Für die unter Umständen ge-
plante Verwertung von überschüssigen Bodenmassen im Bereich landwirtschaftlicher Flächen ist ggf. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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eine Genehmigung der Unteren Naturschutzbehörde sowie weitere Zustimmungen einzuholen. Diese 
Genehmigung ist gesondert zu beantragen. Eine Vorabstimmung wird empfohlen. 

  2.7. zur Niederschlagswasserentsorgung: 
2.7.1. Für die Hotelerweiterung wurde 2018 eine Erlaubnis für das Einleiten von Niederschlagswasser in 
das Grundwasser über Mulden durch die Obere Wasserbehörde erteilt. 
Wir weisen darauf hin, dass nach dem novellierten Landeswassergesetz von Dezember 2025 gem. § 44a 
LWG das ortsnahe Einleiten von Niederschlagswasser i.S.d. § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG bis zu 10.000 
m2 abflusswirksamer Fläche in das Grundwasser durch schadlose Versickerung keiner Erlaubnis mehr 
bedarf. Die Versickerung ist breitflächig oder über Mulden bis zu einer Tiefe von 30 cm über die belebte 
Bodenzone auszuführen. Eine Versickerung ist als schadlos zu betrachten, wenn 
•      Dachflächen nicht kupfer-, zink- oder bleigedeckt sind 
•      Grundstücksflächen befestigt sind, ausgenommen gewerblich, handwerklich oder industriell ge-
nutzte Flächen 
•     Öffentliche Straßen sowie Geh- und Radwege, ausgenommen Fahrbahnen und Parkplätze von mehr 
als zweistreifigen Straßen 
•      Einleitungen außerhalb von Naturschutzgebieten, Quellen sowie Wasserschutzgebiete 
nicht entgegenstehen 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  2.7.2. Gem. § 44a LWG ist die schadlose Einleitung von Niederschlagswasser in den Untergrund ab ei-
ner abflusswirksamen Fläche von mehr als 800 m2 rechtzeitig vor Beginn bei der Oberen Wasserbehörde 
anzuzeigen. Das Anzeigeverfahren richtet sich nach § 108 a LWG. 
Die Entwässerungskonzeption sollte mit der zuständigen Wasserbehörde abgestimmt 
werden. 
Die Wasserwirtschaft bittet den Hinweis in den textlichen Festsetzungen zu ergänzen, 
sofern eine schadlose Versickerung wie oben ausgeführt vorgesehen sein sollte. 

Die Hinweise zur schadlosen Einleitung 
von Niederschlagswasser werden er-
gänzt. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt 

  3. Aus Sicht des Bereichs für Fluglärmangelegenheiten werden folgende Anregungen vorgetragen 
3.1. Das Gebiet liegt zwar gemäß des von Fraport zur Verfügung gestellten Kartendienstes Framap in ei-
nem Lärmbereich von Leq kleiner 50 dB(A) am Tag bzw. 45 dB(A) in der Nacht, jedoch handelt es sich 
hierbei um Angaben aus modellierten Berechnungen eines energieäquivalenten Dauerschallpegels, der 
nur den Mittelwert über einen Betrachtungszeitraum darstellt. Bei realem Fluglärm ist jedoch das Ein-
zelschallereignis relevant, insofern wäre der real gemessene Maximalpegel zu betrachten, da die Aussa-
gekraft der Fraport-Angaben zu begrenzt ist. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  3.2. Der Geltungsbereich ist sowohl von an- als auch von abfliegendem Verkehr des Flughafens Frank-
furt betroffen: Bei Betriebsrichtung 25 (Westwind) ist die Abflugroute Oboka L hervorzuheben, die unge-
fähr 500 Meter östlich verläuft. Ferner liegt das Gebiet ungefähr 2 Kilometer entfernt von der Mittellinie 
der Einflugschneise für Flugzeuge, die bei Betriebsrichtung 07 den Landeanflug vorbereiten. Zum Lande-
anflug sei ergänzend gesagt, dass gemäß AzB ein Zwischenanflug im Leerlauf modelliert wird, 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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tatsächlich wird mit Schubsetzung geflogen, was zu einer Erhöhung der Lärmemission von 3 bis 5 dB 
führt. Piloten können von den Flugrouten nach rechts und links abweichen! 

  3.3. In Abhängigkeit mehrerer Faktoren (z. B. Wetter, Reisesaison) ist mit erheblichen Lärmbelästigun-
gen aus Einzelschallereignissen zu rechnen. Dies sollte vor dem Hintergrund der Erweiterung des Well-
ness-Hotels unbedingt berücksichtigt werden, da Fraport plant, die Zahl der Flugbewegungen deutlich 
über das Vor-Corona-Niveau anzuheben. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Der Hotelbetrieb ist bereits Bestand. Die 
Thematik bei zukünftigen Planungen zu 
berücksichtigen. 

Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  4. Gegen den Bauleitplan bestehen aus brandschutztechnischer Sicht keine Bedenken. Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  5. Aus städtebaulicher Sicht bestehen folgende Anmerkungen 
5.1. Wenn die textlichen Festsetzungen getrennt von der Planzeichnung geführt werden, sind auf beiden 
Dokumenten jeweils der Hinweis zu führen, dass beide Teile Bestandteil des Bebauungsplans sind. Dies 
begründet sich aus der Tatsache, dass die Planzeichnung als zeichnerischer Ausdruck der textlichen 
Festsetzungen verstanden wird, sprich es muss alles was auf der Planzeichnung enthalten ist auch in 
den textlichen Festsetzungen festgehalten sein und umgekehrt. 

Entsprechend des Satzungstextes § 2 
„Bestandteile der Satzungen“ ist dies be-
reits gesichert. 
Dennoch werden entsprechende Hin-
weise auf dem Plan- sowie dem Textteil 
ergänzt. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt 

  5.2. Im textlichen Teil wird mehrfach auf die Nutzungsschablonen Bezug genommen. Es ist daher emp-
fehlenswert, die Nutzungsschablonen oder die aus ihnen abgeleiteten Festsetzungen auch direkt in den 
textlichen Festsetzungen abzubilden, um die Planinhalte klar und vollständig darzustellen. 

Planteil und Textteil sind beides Be-
standteile der Satzung. Auf dies wird wie 
obenstehend auch nochmals durch Ein-
schrieb hingewiesen. 

Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 

  5.3. Aus der Planurkunde bzw. der zugehörigen Legende sollte eindeutig hervorgehen, welche Bedeu-
tung den Festsetzungen SOI, S02 und S03 zukommt. Es wird daher angeregt, die entsprechenden Be-
zeichnungen beziehungsweise Erläuterungen in der Legende oder der Planurkunde klar und nachvoll-
ziehbar darzustellen. 

Die Bezeichnung der SO-Gebiete wird im 
Planteil ergänzt. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt 

  5.4. Zu Grünfläche (GW): Die im Zielabweichungsverfahren vorgesehenen Wasserflächen sollten im Be-
bauungsplan entsprechend dargestellt werden. Hintergrund ist, dass es sich hierbei um bauliche Anla-
gen im Sinne des Bauplanungsrechts handelt, deren Realisierung grundsätzlich eine planungsrechtliche 
Zulässigkeit bzw. Baurecht erfordert. Für die planzeichnerische Darstellung können Wasserflächen ge-
mäß Anlage zur PlanZV herangezogen werden. Nach Anlage, Planzeichen Nr. 10.1 der PlanZV besteht 
die Möglichkeit, entsprechende Wasserflächen im Bebauungsplan eindeutig zu kennzeichnen und da-
mit die planungsrechtliche Grundlage für deren Umsetzung zu schaffen. 

Da die Abgrenzung der Wasserflächen 
noch nicht definiert ist und sich auch im 
Zuge des entsprechenden Genehmi-
gungsverfahrens noch ändern 
kann/muss, ist eine Darstellung der 
Wasserfläche im B-Plan nicht zweck-
dienlich. Somit wird an einer Ausweisung 
als Grünfläche, in welcher „auch Was-
serflächen erstellt werden können, fest-
gehalten. 

Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 

  5.5. In der Begründung auf den Seiten 9-10 wird erläutert, dass die geplanten Häuser soweit nach Osten 
verschoben werden müssen, dass die abgestimmte Grenze, welche eine vertretbare Beeinträchtigung 
des festgesetzten Biotopverbundes sicherstellt, nicht überschritten wird. Dabei wird auf die rote Linie in 
Abbildung 10 verwiesen. 

Diese Linie ist die Herleitung der Festset-
zungen, jedoch keine Festsetzung 
selbst. Daher wird sie auch im Planteil 
nicht dargestellt. 

Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 
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Es wird empfohlen, diese Grenze (rote Linie) auch in der Planurkunde darzustellen und in 
der Legende eindeutig zu kennzeichnen. Zusätzlich sollte dies in den textlichen 
Festsetzungen erläutert werden. 

  Des Weiteren wird angegeben, dass die Grundfläche der Häuser auf maximal 50 m2 pro 
Gebäude bzw. 200 m2 insgesamt begrenzt sein soll. Diese Begrenzung fehlt bislang sowohl 
in der Planurkunde als auch in den textlichen Festsetzungen. 
Zudem wird für das Teilgebiet S02 eine maximale Grundfläche von max. 50 m2 genannt, 
was im Widerspruch zu den Angaben in der Begründung steht. Eine Klarstellung ist hier 
erforderlich. 

In Begründung ist beschrieben: 
„Die GRZ in SO 2 entspricht der im Zuge 
des Zielabweichungsverfahrens mit den 
übergeordneten Planungsbehörden ab-
gestimmten Versiegelungsgrad. Inhalt 
dieser Abstimmung war, dass die ge-
planten Ferienhäuser eine maximale 
Grundfläche von 200 m² aufweisen. Mit 
der festgesetzten GRZ von 0,2 in Kombi-
nation mit der Größe des Sondergebietes 
von ca. 1.000 m² wird dies gesichert.“ 
Somit sichert die festgesetzte GRZ von 
0,2, dass die Häuser auf nur insgesamt 
200 m² errichtet werden können (1.000 ² 
x 0,2 = 200 m²). 
Die Maximale Größe einzelner Häuser 
von 50 ² ist in der Festsetzung zum SO 2 
enthalten. 

Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 

  5.6. In der Begründung auf S.12 fehlen die Angaben zu „Vollgeschosse und Geschossflächenzahl". Die Begründung zu „Vollgeschosse und 
Geschossflächenzahl“ wird ergänzt. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt 

  5.7. Redaktionelles: 
5.7.1. Die Planurkunde fehlt eine Überschrift mit dem Namen des B-Planes. 

Im Planteil ist der Name des B-Planes in 
der rechten unteren Ecke bereits enthal-
ten. 

Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 

  5.7.2. Es ist ratsam, die Anordnung in den Nutzungsschablonen analog zum Urplan zu gestalten, um 
eine durchgehend einheitliche Darstellung zu gewährleisten. 

Der B-Plan ist keine Änderung, sondern 
eine Neuaufstellung. Die Darstellung 
wird beibehalten. 

Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 

  5.7.3. Zu 02, Zeichnerischer Teil: Einige Angaben fehlen noch. Werden diese im Rahmen der Offenlage 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB ergänzt? Bitte um kurze Klarstellung. 

Die fehlenden Angaben werden zur Of-
fenlage insbesondere entsprechend der 
Ergebnisse des Umweltberichtes er-
gänzt. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt 

  5.7.4. Zu 03, Textlicher Teil: Das Dokument trägt die Bezeichnung „Textlicher Teil", während im Kopf des 
Dokuments die Bezeichnung „Planungsrechtliche Festsetzungen" verwendet wird. Zur besseren 

Der Textliche Teil beinhaltet die folgen-
den drei textlichen Abschnitte 
  A Planungsrechtlichen Festsetzungen  

Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 
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Nachvollziehbarkeit und aus Gründen der Einheitlichkeit wird empfohlen, eine einheitliche Bezeichnung 
zu verwenden, beispielsweise „Textliche Festsetzungen". 

  B Örtlichen Bauvorschriften  
  C Hinweisen 

  5.7.5. Auf Seite 7 der „Örtlichen Bauvorschriften" unter Nr. 2 „Grundstücksgestaltung" müsste es 
„LBauO" heißen. 

Der Fehler wird korrigiert. Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt 

  Obligatorische Hinweise 
Bebauungspläne sind gem. § 8(2) BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. 
Gem. §1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. 
Die Grundstücke müssen der Nutzung entsprechend erschlossen sein und der Bebauungsplan muss 
die Erschließung im Sinne von §30 BauGB & §§123-135ff BauGB vollständig regeln. 
Wenn die textlichen Festsetzungen getrennt von der Planzeichnung geführt werden, sind auf beiden Do-
kumenten jeweils der Hinweis zu führen, dass beide Teile Bestandteil des Bebauungsplans sind. Dies 
begründet sich aus der Tatsache, dass die Planzeichnung als zeichnerischer Ausdruck der textlichen 
Festsetzungen verstanden wird, sprich es muss alles was auf der Planzeichnung enthalten ist auch in 
den textlichen Festsetzungen festgehalten sein und umgekehrt. 
Gem. Nr. 3.5 der Anlage 1 zu § 3 Abs. 1 LUVPG bedarf der Bau einer öffentlichen Straße oder einer Privat-
straße einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls, um festzustellen, ob eine Pflicht zur Umweltprü-
fung besteht. Sollte dies der Fall sein, so wäre bspw. die Anwendung des beschleunigten Verfahrens 
nach § 13a BauGB nicht statthaft. 
Gem. G 22 ROP sollen „die Träger der Flächennutzungsplanung [...] ein geeignetes Flächenmanagement 
einrichten, in dem die Baulandreserven in den Innen und Außenbereichen einschließlich Baulücken sys-
tematisch aktuell gehalten [...] [und] die bereits etablierte und erprobte Plattform RAUM+Monitor ange-
wendet werden". Diese ist vorgesehen als landesweites Instrument für das Flächenmanagement gem. Z 
31 LEP IV und ermöglicht eine einheitliche Prüfung der vorrangigen Innenentwicklung und damit die Ein-
haltung der Ziele der Raumordnung. Mit diesem Tool kann für alle Planungsebenen eine Übersicht über 
Bauflächen und Baupotentiale im rechtswirksamen Flächennutzungsplan bereitgestellt und zudem eine 
belastbare Datenbasis für den Raumordnungsbericht des Landes sowie die regionalen Raumordnungs-
berichte sichergestellt werden. Die Datenpflege obliegt den Kommunen und sollte zumindest jährlich, 
nach entsprechender Bautätigkeit auch öfter aktualisiert werden, bspw. sofort bei genehmigter Ände-
rung oder Fortschreibung des FNP; sofort, wenn ein Baubeginn bekannt wird; wenn neue Potentialflä-
chen entstehen. Eine umfassende Aktualisierung der Daten wird darüber hinaus spätestens für Fort-
schreibungen des FNP bei Bauflächenausweisungen im Außenbereich erforderlich, um die raumordne-
rische Prüfung der Planungen gem. Z 31 LEP IV ggf. i.V.m. Z 20 ROP zu ermöglichen. Für etwaige Anwen-
dungshinweise bezüglich Raum+Monitor wird auf folgenden Link derSGD SÜD verwiesen: https://sgd-
sued.rlp.de/themen/fiaechenmanagement 
Anlassbezogen wird die Prüffrage gestellt ob die Bestimmungen für bauliche Anlagen und Einfriedungen 
einschließlich deren Höhen aus Sicht der Gemeinde abschließend und vollständig geklärt sind? Es wird 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 



B-Plan „Jordan’s Untermühle - Nordteil“ - Zusammenstellung des Abwägungsmaterials - Seite 11 von 40 

bhm Planungsgesellschaft  mbH 25029 

Nr. Stellungnahme Behörde / Träger öffentlicher Belange Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag 

empfohlen neben relativen Angaben (diese sind im Deutschen Höhennetz seit 1993 in NHN zu führen) 
auch die absoluten Höhenangaben der baulichen Anlagen und besonders der Einfriedungen in Metern 
zu bestimmen, sowie jedes potenzielle Baufeld hinsichtlich der vorliegenden Reliefenergie und der Be-
bauung zu prüfen und ggfls. Festlegungen einer natürlichen Geländeoberfläche im Sinne von §2 Abs. 6 
LBauO zu integrieren. 
Jeder Bebauungsplan gilt für sich als abgeschlossen, da gem. §1 Abs. 3 BauGB eine städtebauliche Er-
forderlichkeit für dessen Existenz vorliegen muss. Eine Ortsrandeingrünung zur Schaffung eines harmo-
nischen Übergangs zur freien Landschaft für jeden an den Außenbereich grenzenden Bebauungsplan 
wird deswegen aufgrund vielfältiger Gründe (Nachbarschaftsschutz, Schutz vor Immissionen der Land-
wirtschaft, Wahrung des Ortsbildes, Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft) als notwendig erach-
tet wird. Zur Abgrenzung des Plangebietes gegenüber dem Außenbereich sollte eine ausreichende Ein-
grünung des Gebietsrandes erfolgen. Hierzu kann im Bebauungsplan in einer Tiefe von 5 m eine private 
Grünfläche mit Pflanzbindung festgesetzt werden. Wenn aber eine Ortsrandeingrünung ihre Funktion als 
solche vollständig erfüllen soll, dann ist im Bebauungsplan eine öffentliche Grünfläche mit der entspre-
chenden Zweckbestimmung festzusetzen. Überdies ist auch ein hinreichend wirkungsvoller Schutz ei-
nes Wohngebiets gegenüber der anschließenden landwirtschaftlichen Nutzung (Staub, Spritzmittel, 
Lärm u.a.) zu gewährleisten. Und auch dieser kann u.E. nur auf einer öffentlichen Fläche sichergestellt 
werden. 
Gemäß des Grundsatzes 161 des regionalen Raumordnungsplanes sind folgende Klimaschutz Belange 
zu bedenken: „In der Region soll die Erschließung und die Nutzung erneuerbarer Energien, insbesondere 
Windkraft, Sonnenenergie, Wasserkraft, Geothermie sowie Biomasse, verstärkt ausgebaut werden. Den 
damit verbundenen Erfordernissen soll im Rahmen der städtebaulichen Planungen und der Infrastruk-
turfachplanungen Rechnung getragen werden." Und die Begründung zum Grundsatz führt dies weiter 
aus: „Um den avisierten landespolitischen Zielen, den Anteil der Erneuerbaren Energien am gesamten 
Stromverbrauch bis zum Jahr 2030 bilanziell auf 100 % zu erhöhen, wird deutlich, dass diese Ziele nur 
mit einem ganzheitlichen und umsetzungsfähigen Handlungskonzept für die kommenden Jahrzehnte zu 
erreichen sind. Vorrangig wird die Nutzung von Windenergie, Biomasse und Sonnenenergie von Bedeu-
tung sein. Ziel ist es, diese Potenziale entsprechend den regionalen Gegebenheiten im Sinne einer nach-
haltigen Energieversorgung und im Einklang mit den anderen öffentlichen Belangen bestmöglich zu nut-
zen." Es sollte geprüft werden ob vor diesem Hintergrund eine Integration von Erneuerbaren Energien in 
dem o.g. Vorhaben implementiert wurde und realisiert wird. Dieser Hinweis zur Beachtung des Grund-
satzes soll sich innerhalb der Bauleitplanung und dem vorliegenden Vorhaben vorrangig auf die Auswei-
sung und Planung von potenziellen Photovoltaiknutzung auf Dächern und/oder Fassaden beziehen. 
Gültige Satzungen sind von der Gemeinde vorzulegen und ggf. zu beachten, auch bei zukünftigen Bau-
vorhaben innerhalb des Plangebietes. Bitte achten Sie auf die Aktualität aller verwendeten Rechts-
grundlagen. 
Sollten sich bei der Planüberarbeitung Fragen ergeben, stehen wir gerne zu einem Gespräch bereit. 
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  Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (Stellungnahme vom 02.03.2026)   

  Aus Sicht des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) werden zum oben genann-
ten Planvorhaben folgende Anregungen, Hinweise und Bewertungen gegeben: 
Bergbau / Altbergbau: 
Die Prüfung der hier vorhandenen Unterlagen ergab, dass im Bereich des ausgewiesenen Bebauungs-
planes "Jordan's Untermühle - Nordteil" kein Altbergbau dokumentiert ist und aktuell kein Bergbau unter 
Bergaufsicht erfolgt. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Boden und Baugrund – allgemein: 
Der westliche Teilbereich liegt größtenteils in der Selzaue. Grundsätzlich ist mit dem oberflächennahen 
Anstehen von feinkörnigen und eventuell auch zum Teil organischen Fluss- und Hochflutablagerungen 
sowie mit hohen Grundwasserständen zu rechnen. Diese Ablagerungen weisen in der Regel nur eine ge-
ringe Tragfähigkeit und hohe sowie möglicherweise auch ungleichmäßige Verformbarkeit auf. Von der 
Planung von Versickerungsanlagen wird abgeraten. Für alle Bauvorhaben werden dringend objektbezo-
gene Baugrunduntersuchungen empfohlen. 
Im Bereich des restlichen Planungsgelände stehen im Untergrund Tonmergel und Mergel des Tertiärs 
oberflächennah an. Diese Böden weisen für eine ein- bis zweigeschossige Wohnbebauung in der Regel 
eine ausreichende Tragfähigkeit auf. Allerdings reagieren diese Böden auf wechselnde Wassergehalte 
(z.B. bei Austrocknung) schrumpf- und quellempfindlich. 
Auf Grund dieser Gegebenheiten empfehlen wir, Neubauten grundsätzlich mit einer ausgesteiften Grün-
dung und in setzungsunempfindlicher Bauweise zu planen. Für die Gründung wird wenigstens die Aus-
führung einer massiven, bewehrten Bodenplatte empfohlen, die auf einer Trag-/ Polsterschicht angeord-
net wird. 
Die tatsächlichen Gründungsaufwendungen sind vom Baugrundgutachter auf der Basis einer objektbe-
zogenen Baugrunduntersuchung auszuarbeiten. 
Auch hier wird von der Planung von Versickerungsanlagen abgeraten. 
Die einschlägigen DIN-Normen, wie z.B. DIN 1054 und DIN 4020 und DIN EN 1997-1 und -2, sind zu be-
achten. 
Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu berücksichtigen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  - mineralische Rohstoffe 
Sofern es durch evtl. erforderliche landespflegerische Kompensationsmaßnahmen außerhalb der bei-
den Geltungsbereiche des Bebauungsplanes zu keinerlei Überschneidungen mit den im Regionalen 
Raumordnungsplan ausgewiesenen Rohstoffsicherungsflächen kommt, bestehen aus der Sicht der 
Rohstoffsicherung gegen das geplante Vorhaben keine Einwände. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Geologiedatengesetz (GeolDG) Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung bzw. geologischen Untersuchung 
spätestens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-
Pfalz (LGB) anzuzeigen. Für die Anzeige sowie die spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungser-
gebnisse steht das Online-Portal Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-Pfalz 
unter 
https://geoldg.lgb-rlp.de 
zur Verfügung. 
Weitere Informationen zum Geologiedatengesetz finden Sie auf den LGB Internetseiten sowie im Fra-
genkatalog unter 
https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedatengesetz/faq-geoldg.html 

  Landesbetrieb Mobilität Worms (Stellungnahme vom 10.03.2026)   

  Nach Prüfung der uns zur Verfügung gestellten Unterlagen nehmen wir, seitens des Landesbetriebes 
Mobilität Worms, wie folgt Stellung. 
Derzeit befinden sich in unserem Fachbereich keine raumbedeutsamen Maßnahmen in der Planung, die 
hierbei berücksichtigt werden müssten. 
Im Zusammenhang mit der zu erwartenden Verkehrszunahme im Einmündungsbereich der Gemein-
destraße „Im Wiesengrund" in die relativ stark befahrene L 425 (DTV = 5.898 Kfz / 24 h, SV = 3 % gemäß 
Bundesverkehrszählung 2015) bitten wir, im Hinblick auf ungünstige Auswirkungen auf die Verkehrssi-
cherheit (auch für den Radverkehr), im weiteren Planungsfortschritt ggf. erforderlich werdende bauliche 
Anpassungen des Knotenpunktes mit dem LBM Worms abzustimmen. 
Sofern Eingriffe in bzw. Anbindungen an das klassifizierte Straßennetz (Bund, Land, Kreis) durch das 
Vorhaben erforderlich werden (z. B. durch Zufahrten, Linksabbiegespuren, Lichtsignalanlagen, Que-
rungshilfen), ist die Leistungsfähigkeit des betroffenen Knotenpunktes und sofern eine Beeinträchtigung 
umliegender Knotenpunkte nicht auszuschließen sind, auch die Leistungsfähigkeit dieser Knotenpunkte 
durch Gutachten nachzuweisen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Wir weisen auch darauf hin, dass die üblichen Abstandsflächen einzuhalten sind. Laut Landesstraßen-
gesetz § 22 beträgt die Bauverbotszone bei Landesstraßen 20 m vom äußeren Rand der befestigten 
Fahrbahn. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Des Weiteren darf die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs durch das Bauvorhaben nicht beein-
trächtigt werden; insbesondere sind verkehrssicherheitsrelevante Beeinträchtigungen der Straße und 
des Verkehrs durch Lichtimmissionen, Werbeanlagen und nichtverformbare Hindernisse (Bäume, Mas-
ten, Mauern), oder Gefährdungen Dritter innerhalb schutzbedürftiger Bereiche, in Straßennähe nicht er-
laubt. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Sofern Lichtimmissionen (beispielsweise Blendwirkungen) auf das klassifizierte Straßennetz oder Ab-
lenkungen der Verkehrsteilnehmer durch Werbeanlagen nicht auszuschließen sind, sind diese im 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Rahmen des Baurechtsverfahrens vom Vorhabenträger zu ermitteln und es ist dem Straßenbaulastträ-
ger ein Ausschluss verkehrssicherheitsrelevanter Beeinträchtigungen der Straße und des Verkehrs 
nachzuweisen. 

  Für die Beurteilung von verkehrssicherheitsrelevanten Hindernissen bzw. Gefährdungen Dritter sind die 
Vorgaben der Richtlinien für passiven Schutz an Straßen (RPS 2009) maßgebend. Sollten Gefahrenstel-
len in Straßennähe unvermeidbar sein, so sind - in Abstimmung mit dem LBM Worms - Schutzmaßnah-
men festzulegen; die Kostentragung der Herstellung sowie die Ablöse der Erneuerungs- und Unterhal-
tungskosten sind vom Vorhabenträger zu übernehmen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Dem Straßenentwässerungssystem dürfen grundsätzlich keine Oberflächenwasser und keine häusli-
chen Abwasser zugeführt werden. 
Weiterhin dürfen dem betroffenen Straßenbaulastträger, aus der Verwirklichung der Maßnahme keiner-
lei Kosten entstehen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz – Raumordnung, Regionalentwicklung, Naturschutz 
(Stellungnahme vom 16.03.2026) 

  

  Zu o.g. Bebauungsplan bestehen grundsätzlich keine weiteren Bedenken seitens der Landwirtschafts-
kammer Rheinland- Pfalz. In Bezug auf die gewerbliche Wegemitbenutzung der Parzelle 249, Flur 1 (Au-
ßerhalb) hat sich, nach Rücksprache mit der örtlichen Landwirtschaft, die Verkehrssituation zwar auf 
ein verträgliches Maß eingependelt, ein Durchführungs- und Erschließungsvertrag konnte auch auf 
Nachfrage der örtlichen Landwirtschaft jedoch bislang nicht vorgelegt werden. 

Für den bestehenden Vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan existiert eine Er-
schließungsvereinbarung, welche beim 
Vorhabenträger angefragt werden kann. 

Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Wir fordern von daher im Zuge der Erweiterung der Jordans Mühle durch Ferienhäuser mit dem einherge-
henden Verkehr, den bestehenden Durchführungs- und Erschließungsvertrag entsprechend anzupas-
sen und dem Ortsvorsteher des Bauernvereins bei Bedarf vorzulegen. 

Beim vorliegenden Bebauungsplan han-
delt es sich um einen Angebots-Bebau-
ungsplan, welcher keinen Durchfüh-
rungs- und Erschließungsvertrag bein-
haltet.  
Bei Bedarf kann der bestehende Durch-
führungs- und Erschließungsvertrag des 
bestehenden Vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans angepasst werden, je-
doch nicht als Bestandteil des vorliegen-
den Angebots-Bebauungsplanes.  

Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 

  Gegenüber der Verlegung des Wirtschaftsweges (Flur 1, Nr. 223) und der Errichtung von Ferienhäusern 
bestehen aus landwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken. 
 
 
 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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  Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe (Stellungnahme vom 13.03.2026)   

  Im Rahmen des Verfahrens soll das Hotel planungsrechtlich gesichert und das Hotelgelände um eine 
Fläche für Ferienhäuser samt Wasserflächen und eine Fläche für ein Lagergebäude erweitert werden. 
Die durch die Planungen überschneidenden Bereiche mit den Zielen Z 53 (Regionaler Grünzug und 
Grünzäsur), Z 58 (Vorranggebiet Regionaler Biotopverbund) und Z 83 (Vorranggebiet Landwirtschaft) wa-
ren Grundlage des am 27.11.2024 positiv beschiedenen Zielabweichungsverfahrens. 
Es werden keine weiteren Anmerkungen gemacht. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Regierungsamtsrat – Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (Stellungnahme vom 12.03.2026)   

  Für Ihr Schreiben vom 29.01.2026 möchte ich mich herzlich bedanken. 
Durch das im Betreff näher bezeichnete Bauleitplanverfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans für 
das Gebiet „Jordan’s Untermühle-Nordteil“ wird der fachliche Aufgabenbereich meiner Behörde als Trä-
gerin öffentlicher Belange im Hinblick auf den Schutz ziviler Flugsicherungseinrichtungen gemäß § 18a 
Luftverkehrsgesetz (LuftVG) nicht berührt. Diese Beurteilung beruht auf den nach § 18a Abs. 1a, Satz 2 
LuftVG angemeldeten Anlagenstandorten und –schutzbereichen der Flugsicherungsanlagen mit heuti-
gem Stand (März 2026). 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft m.b.H. (Stellungnahme vom 02.03.2026)   

  Nicht betroffen. Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Struktur und Genehmigungsdirektion Rheinland-Pfalz (Stellungnahme vom 12.03.2026)   

  Mit Schreiben vom 29.01.2026 baten Sie um Stellungnahme zu dem o. g. Bebauungsplan. Ich bitte die 
nachfolgenden Hinweise und Anregungen für das Verfahren zu beachten. Im weiteren Verfahren ist die 
SGD Süd WAB Mainz weiterhin zu beteiligen. 
1. Allgemeine Wasserwirtschaft 
1.1 Gewässer- und Hochwasserschutz 
Das Planungsgebiet befindet sich teilweise in der Selzniederung und reicht bis zu einem Abstand von 5 
Metern an das Gewässer Selz (Gewässer II. Ordnung) heran. Das derzeit festgesetzte Überschwem-
mungsgebiet ist in den Unterlagen dargestellt. Ich weise jedoch darauf hin, dass die in der Abb. 8 (Seite 
7 der Begründung zum Bebauungsplan) dargestellten weiteren Ausdehnungsflächen von Hochwasser-
gefahren nicht mehr dem aktuellen Stand entsprechen. 

Die Abgrenzung des Überschwem-
mungsgebietes wird angepasst. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt. 
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Gemäß der neu veröffentlichten Hochwassergefahrenkarten fällt das HQ 100, welches zugleich dem 
zukünftig festzusetzenden Überschwemmungsgebiet entspricht, in dem betroffenen Abschnitt kleiner 
aus – siehe nachfolgenden Kartenausschnitt. Darüber hinaus hat sich gemäß dieser neuen Hochwas-
sergefahrenkarten auch die Ausdehnungsfläche des HQ Extrem verändert: 
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Die Abbildung 8 in der Begründung ist an den aktuellen Stand der Hochwassergefahrenkarten anzupas-
sen. 

  Die geplanten Ferienhäuser sind mittlerweile soweit nach Osten verschoben worden, dass diese nicht 
mehr in einem von Selzhochwasser gefährdeten Gebiet liegen. D.h. die Sondergebietsfläche tangiert nur 
in einem sehr kleinen Bereich die Ausdehnungsfläche des sogenannten HQ Extrem. Die in Abb. 10 (Seite 
10 der Begründung zum Bebauungsplan) eingetragenen Standorte der voraussichtlich 5 Ferienhäuser 
sind nicht betroffen (das Nördlichste davon gerade nicht mehr). Nur die eingetragene Seefläche liegt im 
Süden zu einem kleinen Teil im HQ Extrem-Bereich. Sofern nicht gerade dort technische Einrichtungen 
installiert werden, sollte eine nur sehr selten auftretende Überflutung des Sees, noch dazu in diesem 
geringen Umfang, keine Gefahr darstellen.  

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Innerhalb des derzeit festgesetzten Überschwemmungsgebietes sind ausschließlich Grünflächen vor-
gesehen. Diese werden von einem neu anzulegenden Weg gequert. Im Zuge der Herstellung dieses We-
ges darf die bestehende Erdoberfläche nachweislich nicht erhöht werden, da Veränderungen der Gelän-
dehöhen im festgesetzten Überschwemmungsgebiet gem. § 78a WHG verboten sind. Dieses Verbot 
sollte in den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes aufgeführt werden. Beispielsweise unter 
Punkt 5 – Verkehrsflächen. 

Eine Festsetzung bzgl. der Wegehöhen 
wird ergänzt. 
Weiterhin wird ergänzt, dass Erhöhungen 
im Bereich der neuen Verkehrsflächen 
nur über eine wasserrechtliche Geneh-
migung möglich sind. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt. 

  Die Ausführungsart der geplanten Wasserfläche innerhalb der Sondergebiets- und Grünfläche wird in 
den Bebauungsplanunterlagen nicht näher beschrieben. Deren Ausdehnungsfläche wird auch nicht im 
Bebauungsplan explizit ausgewiesen („Fläche für die Wasserwirtschaft o.ä.“), sondern sie ist lediglich 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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im Legendentext für die Grünfläche GW als solche mit aufgenommen, sowie in den textlichen Festset-
zungen unter SO 2 (Punkt 1.2.) und Punkt 6 – Grünflächen kurz erwähnt. Außerhalb des Sondergebietes 
(= Grünfläche) soll die Wasserfläche naturnah erstellt werden. Vorsorglich weise ich darauf hin, dass für 
einen grundwassergespeisten Teich in jedem Fall eine wasserrechtliche Genehmigung gem. § 68 WHG 
erforderlich ist, welche frühzeitig bei der Unteren Wasserbehörde zu beantragen ist – siehe Punkt 8.1.2 
und 10. der Begründung zum Bebauungsplan (Seite 11 und 13). Bei anderen Ausführungsvarianten sollte 
die Erforderlichkeit einer solchen Genehmigung ebenfalls frühzeitig mit der Unteren Wasserbehörde ab-
gestimmt werden. Gemäß einer Anmerkung in der Begründung (unter Punkt 10) soll zur Offenlage der 
Begriff „naturnah“ näher erläutert werden. Zudem wird gemäß Punkt 11. auch der Umweltbericht erst 
zur Offenlage vorgelegt werden. 
Unter Beachtung der o.g. Anpassungen des Bebauungsplanes bestehen aus Sicht des Gewässer- und 
Hochwasserschutzes grundsätzlich keine Bedenken hinsichtlich des eingereichten Bebauungsplanes. 

  1.2 Sturzflutgefährdung 
Gemäß dem nachfolgenden Kartenausschnitt der Sturzflutgefahrenkarte ist für die neu auszuweisenden 
Sondergebiete SO1, 2 und 3 bzw. für die dort geplanten baulichen Anlagen derzeit keine signifikante Ge-
fährdung zu erkennen: 

 
Grundsätzlich sollte jedoch bei der Erschließung und Ausführung der Anlagen beachtet werden, dass 
bei einem seltenen Starkregenereignis weder die Anlagen selbst Schaden nehmen, noch durch 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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verändernde Maßnahmen die Gefährdung für Dritte erhöht wird. Das aktuelle Gefährdungspotential ist 
den Sturzflutgefahrenkarten zu entnehmen, welche unter folgender Adresse abgerufen werden können: 
https://wasserportal.rlp-umwelt.de/auskunftssysteme/sturzflutgefahrenkarten 

  2. Grundwasserschutz, Trinkwasserversorgung 
2.1 Wasserschutzgebiete 
Der Planbereich befindet sich nicht in einem bestehenden oder Trinkwasserschutzgebiet. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  2.2 Grundwassernutzung 
Innerhalb des Geltungsbereichs befinden sich zwei Brunnen. Diese Brunnen dürfen durch die geplanten 
Arbeiten und den Betrieb nicht beeinträchtigt werden und sind während Baumaßnahmen zu schützen. 
Falls die Brunnen künftig nicht mehr genutzt werden sollen, ist dies der Struktur- und Genehmigungsdi-
rektion Süd (hier Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Mainz) mitzuteilen und 
unter vorheriger Vorlage und Abstimmung eines Rückbaukonzeptes ein ordnungsgemäßer Rückbau der 
Brunnen vorzunehmen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Gemäß Begründung sollen westlich des Hotels in einem schmalen Bereich „Ferienhäuser samt Wasser-
flächen errichtet werden“. Den textlichen Festsetzungen zufolge sind innerhalb der privaten Grünflä-
chen „Abgrabungen zur Herstellung einer naturnahen Wasserfläche zulässig“. 
Sollten hierdurch Eingriffe in das Grundwasser erfolgen, so ist hierfür eine wasserrechtliche Erlaubnis 
bei der zuständigen Wasserbehörde einzuholen. Dies wird in der Begründung zwar erwähnt, sollte aber 
auch in die textlichen Festsetzungen übernommen werden. 

Die Aufnahme einer Festsetzung zu oh-
nehin geltendem Recht ist nicht möglich, 
es wird jedoch ein Hinweis ergänzt. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend teilweise 
gefolgt. 

  In den nachfolgenden Genehmigungsverfahren sind außerdem die Belange zum Schutz des Grundwas-
sers (hier der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen) entsprechend zu berücksichtigen. 
Aufgrund der festgestellten Klimaveränderungen sollten Eingriffe, u. a. auch in den Wasserhaushalt, auf 
das Mindeste beschränkt werden. Das anfallende Niederschlagswasser sollte daher am Anfallsort ver-
bleiben, um somit weiterhin zur Grundwasserneubildung beizutragen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  2.3 Bauzeitliche Grundwasserhaltung/Hohe Grundwasserstände 
Sofern während der Bauphase hohe Grundwasserstände auftreten bzw. durch starke Niederschläge ein 
Aufstau auf den grundwasserstauenden Schichten hervorgerufen wird, kann eine Grundwasserhaltung 
erforderlich werden. Hierfür ist eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der zuständigen Unteren Wasserbe-
hörde einzuholen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  2.4 Niederschlagswassernutzung/Brauchwasseranlagen 
Sofern die Sammlung von Niederschlagswasser zur Brauchwassernutzung u.a. für die Toilettenspülung 
vorgesehen ist, sind folgende Hinweise zu beachten: 
•    Es dürfen keine Verbindungen zum Trinkwassernetz hergestellt werden. 
•    Sämtliche Leitungen im Gebäude sind mit der Aufschrift/Hinweisschild „Kein Trinkwasser“ zu kenn-
zeichnen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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•    Bei der Installation sind die Technischen Regeln, hier insbesondere die DIN 1988 sowie die DIN 1986 
und DIN 2001 zu beachten. 
•    Der Träger der Wasserversorgung sollte über solche Planungen informiert werden. 
•    Gemäß TrinkwV besteht eine Anzeigepflicht für Regenwassernutzungsanlagen in Haushalten gegen-
über dem Gesundheitsamt. 

  2.5 Regenerative Energie 
Sofern die Wärme-/Kälteversorgung über Erdwärme (Geothermie) sichergestellt werden soll, so ist hier-
für i. d. R. eine wasserrechtliche Erlaubnis der zuständigen Unteren Wasserbehörde erforderlich. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  2.6 Standortauswahlgesetz (StandAG) 
Das Vorhaben befindet sich innerhalb eines identifizierten Gebiets nach § 21 StandAG. Sofern Bohrun-
gen >100 m beabsichtigt werden, weise ich zudem darauf hin, dass aufgrund der Lage des Baugebietes 
innerhalb eines von der Bundesgesellschaft für Endlagerung identifizierten Gebietes nach § 13 Abs. 2 S. 
1 StandAG entsprechende Unterlagen und Gutachten für die Prüfung nach § 21 Abs. 2 StandAG vom An-
trag stellenden im Rahmen des wasserrechtlichen Erlaubnisverfahrens vorzulegen sind. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  3. Abwasserbeseitigung 
Auch für die neuen Bauflächen ist ein Entwässerungskonzept aufzustellen. Die Rückhaltung des anfal-
lenden Niederschlagswassers ist ebenfalls für mindestens ein 20-jährliches Niederschlagsereignis aus-
zulegen. Versickerungen oder Einleitungen von Niederschlagswasser in Fließgewässer oder Untergrund 
(Versickerung) sind nach den Vorgaben des Landeswassergesetzes bei der zuständigen Wasserbehörde 
anzeige- bzw. erlaubnisbedürftig. 
Ggfs. erforderliche neue Flächen für Sickeranlagen sollten mit dem Bebauungsplanverfahren ausgewie-
sen werden. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Im Zuge nachgeordneter Bauanträge ist 
die Abwasserthematik zu berücksichti-
gen. 

Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  4. Bodenschutz 
Der Planungsbereich (Gemarkung Köngernheim, Flur 1, u. a. Flurstück 248) ist im BODENINFORMATI-
ONSSYSTEM RHEINLAND-PFALZ (BIS RP), 
BODENSCHUTZKATASTER (BOKAT) nicht als bodenschutzrechtlich relevante Fläche erfasst. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass sich im Bereich dieses Flurstückes/dieser Flurstücke dennoch hier bislang nicht 
bekannte und daher nicht erfasste Bodenbelastungen/schädliche Bodenveränderungen, Altstand-
orte/Verdachtsflächen und/oder Altablagerungen befinden können und das Kataster somit Lücken auf-
weisen kann. 
Nach § 5 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz vom 25.07.2005 sind der Grundstückseigentümer und der 
Inhaber der tatsächlichen Gewalt über das Grundstück (Mieter, Pächter) verpflichtet, ihnen bekannte 
Anhaltspunkte für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der zu-
ständigen Behörde (SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Mainz) 
mitzuteilen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 



B-Plan „Jordan’s Untermühle - Nordteil“ - Zusammenstellung des Abwägungsmaterials - Seite 21 von 40 

bhm Planungsgesellschaft  mbH 25029 

Nr. Stellungnahme Behörde / Träger öffentlicher Belange Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag 

Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen den o. g. Bebauungsplan, so-
fern die o. g. Hinweise beachtet werden. 

  Telekom Deutschland GmbH (Stellungnahme vom 04.03.2026)   

  Sehr geehrte Damen und Herren, 
die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungs-
berechtigte i. S. v. § 125 Abs. 2 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevoll-
mächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter 
entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. 
Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. Die aktuellen Pläne sind unter 
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/start.html ersichtlich und jederzeit einsehbar. 
Die Aufwendungen der Telekom müssen bei der Verwirklichung des Bebauungsplans so gering wie mög-
lich gehalten werden. 
Deshalb bitten wir, unsere Belange wie folgt zu berücksichtigen: 
Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen: 
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in ei-
ner Breite von ca. 0,3 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und Ka-
näle“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbesondere 
Abschnitt 6, zu beachten. Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Un-
terhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden. Zur Ver-
sorgung mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verlegung neuer Telekommuni-
kationslinien im Plangebiet und außerhalb des Plangebiets erforderlich. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinierung mit, welche eigenen oder Ihnen bekannten Maßnah-
men Dritter im Bereich folgender Straßen stattfinden werden. 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem Straßen-
bau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der 
Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter dem 
im Briefkopf genannten Adresse so früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich 
angezeigt werden. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

  Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine Versorgung des Neubaugebie-
tes mit Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdischer Bauweise nur bei Ausnutzung aller Vorteile 
einer koordinierten Erschließung sowie einer ausreichenden Planungssicherheit möglich ist. Wir bitten 
daher sicherzustellen, dass 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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·      für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschließungsgebiet die ungehinderte, unentgelt-
liche und kostenfreie Nutzung der künftig gewidmeten Verkehrswege möglich ist, 
·      entsprechend § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB folgende Flächen als mit einem Leitungsrecht zu belasten 
festgesetzt werden und im zweiten Schritt eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit im Grundbuch 
zugunsten der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, mit folgendem Wortlaut eingetragen wird: "Be-
schränkte persönliche Dienstbarkeit für die Telekom Deutschland GmbH, Bonn, bestehend in dem 
Recht auf Errichtung, Betrieb, Änderung und Unterhaltung von Telekommunikationslinien, verbunden 
mit einer Nutzungsbeschränkung." 
·      der Erschließungsträger verpflichtet wird, in Abstimmung mit uns im erforderlichen Umfang Flächen 
für die Aufstellung von oberirdischen Schaltgehäusen auf privaten Grundstücken zur Verfügung zu stel-
len und diese durch Eintrag einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom 
Deutschland GmbH, Sitz Bonn, im Grundbuch kostenlos zu sichern, 
·      eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der Leitungs-
zonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für Straßenbau und Leitungs-
bau durch den Erschließungsträger erfolgt, 
·      die geplanten Verkehrswege nach der Errichtung der TK-Infrastruktur in Lage und Verlauf nicht mehr 
verändert werden. 

  Vermessungs- und Katasteramt Rheinhessen-Nahe (Stellungnahme vom 13.03.2026)   

  Zum o. g. Bebauungsplanentwurf möchten wir auf folgende Sachverhalte aufmerksam machen: 
•    Die Liegenschaftskarte, die der Planzeichnung zu Grunde liegt, ist veraltet. Wir empfehlen, diese zu 
aktualisieren. 
•   Die verwandte Kartengrundlage ist nicht mit dem richtigen Lizenzhinweis auf der Planzeichnung ver-
sehen. 

Die Liegenschaftskarte wird aktualisiert 
und der richtige Lizenzhinweis wird er-
gänzt. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend gefolgt. 

  Wasserversorgung Rheinhessen-Pfalz GmbH (Stellungnahme vom 03.03.2026)   

  Gegen die o.g. Beteiligung bestehen seitens der wvr keine Bedenken. Die vorangegangenen Stellung-
nahmen im Bezug auf „Jordan's Untermühle" bleiben im vollen Umfang bestehen und sind auch für den 
„Nordteil" gültig. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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G1.  Ortsgemeinde Friesenheim (Stellungnahme vom 02.03.2026)   

G1.1.  Keine Anregungen. Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

G2.  Ortsgemeinde Hahnheim (Stellungnahme vom 22.02.2026)   

G2.1.  Keine Anregungen. Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

G3.  Ortsgemeinde Selzen (Stellungnahme vom 25.02.2026)   

G3.1.  Der Gemeinderat beschließt, folgende Anregungen, Hinweise und Bedenken vorzutragen. Nachfol-
gend aufgeführte Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Erstellung des Umweltberichts gem. § 
2 Abs. 4 BauGB sollen mit untersucht werden. (Diese sind in die Sitzungsniederschrift aufzunehmen). 
Konfliktpotenzial Zuwegung über Feldwege, da höher frequentiert genutzt Zufahrten über Selzer Feld-
wege nur mit vorheriger Anfrage auf Zustimmung durch die OG Selzen gestattet. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

G3.2.  In der Stellungnahme vom 25.03.2026: 
Der Ortsgemeinderat hat in seiner Sitzung vom 25.03.26 die Billigung des Bauleitplanvorentwurfs und 
seiner Anlagen in der vorgelegten Fassung beschlossen, mit folgenden Hinweisen/Anregungen: 
-Evtl. Baustellenverkehr über Selzer Gemarkung nur mit Voranfrage. 

Nicht Gegenstand des Bebauungsplan-
verfahrens. 

Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

G3.3.  -Erhöhtes Verkehrsaufkommen (Fahrzeuge wie auch Fußgänger) durch den Ausbau an Übernach-
tungsmöglichkeiten, hier Ferienwohnungen, könnte ein Konfliktpotential bzgl. des landwirtschaftli-
chen Verkehrs darstellen. 
-Die Zuwegung zur Jordan’s Untermühle ist sehr schmal (evtl. Ausbau z.B. Haltebuchten überdenken) 
 

Die bestehende Erschließung ist bereits 
genehmigt. Sollte es durch zukünftige 
Änderungen des Betriebes voraussicht-
lich zu wesentlichen Erhöhungen des 
Verkehrsaufkommens kommen, ist dies 
im Zuge der entsprechenden Bauanträge 
/ Genehmigungen zu klären. 
Dennoch wird angemerkt, dass es durch 
die geplante Erweiterung nicht zu Mehr-
verkehren kommen wird. So sind nur ins-
gesamt 4 Ferienhäuser geplant. In Kom-
bination mit einer bereits umgesetzten 
Reduktion an Zimmern im bestehenden 
Betrieb kann davon ausgegangen wer-
den, dass der Kundenverkehr gleich-
bleibt bzw. eher abnimmt. Die vorlie-
gende „Erweiterung“ des Betriebes 

Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 
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bezieht sich auf die räumliche Ausdeh-
nung und Qualität, nicht jedoch auf die 
Anzahl an Kunden. 

G3.4.  Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Erstellung des Umweltberichts gem. § 2 Abs. 4 BauGB 
werden nicht erhoben. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

G4.  Ortsgemeinde Undenheim (Stellungnahme vom 26.02.2026)   

G4.1.  Keine Anregung. 
Hinweis zur Festlegung von Untersuchungsumfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung: 
Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Erstellung des Umweltberichts gemäß § 2 Abs. 4 BauGB 
werden nicht erhoben. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

G5.  Stadt Mainz (Stellungnahme vom 19.02.2026)   

G5.1.  Zu dem o.g. Planvorhaben bestehen seitens der Stadt Mainz keine Anregungen. Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

G6.  Stadt Nierstein (Stellungnahme vom 24.02.2026)   

G6.1.  Der Gemeinderat beschließt die Billigung des Bauleitplanvorentwurfs und seiner Anlagen in der vorlie-
genden Fassung. Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Erstellung des Umweltberichtes gem. 
§ 2 Abs. 4 BauGB werden nicht erhoben. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Ö1.  Bürger 1 (Anne Hoffmann und Ottmar Knußmann) (Stellungnahme vom 12.03.2026)   

Ö1.1.  In dem im Betreff genannten Bauleitplanverfahren der Ortsgemeinde Köngernheim bestellen wir uns für 
Frau Anne Hoffmann und Herrn Ottmar Knußmann, Außerhalb 11, 55278 Köngernheim (folgend: „Man-
dantin“ und „Mandant“ sowie gemeinsam „Mandanten“ bzw. „Mandantschaft“). Eine uns legitimie-
rende Vollmacht reichen wir anbei als Anlage 1 zu den Akten. 
Im Namen und mit Vollmacht unserer Mandanten erheben wir im Rahmen der frühzeitigen Öffentlich-
keitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB die folgenden Einwendungen gegen den Entwurf des Bebauungs-
plans „Jordan’s Untermühle – Nordteil“: Es liegen mehrere gegen § 2 Abs. 3 BauGB verstoßende Ermitt-
lungs- und Bewertungsdefizite vor, aus denen sich zugleich mit § 1 Abs. 7 BauGB unvereinbare Abwä-
gungsfehler ergeben. Dies ist der bei mit Blick auf 
▪ die Festsetzung einer privaten Grünfläche „GW“ mit der Zweckbestimmung „naturnahes Grün und 
Wasserfläche“ (dazu 1.), 
▪ die Festsetzung eines sonstiges Sondergebiets SO 2 „Fremdenverkehrsbetrieb-Ferienhäuser“ (dazu 
2.), 
▪ der Verlegung des derzeit auf der Parzelle 203 verlaufenden Wirtschaftswegs (dazu 3.), 
▪ die verkehrliche Erschließung des Plangebiets (dazu 4.) und 
▪ Brandschutzbelange (dazu 5.). 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Ö1.2.  1. Im überwiegenden Teil des Plangebiets wird im Entwurf der Planzeichnung mit der Bezeichnung „GW“ 
auf der Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB zeichnerisch eine private Grünfläche mit der Zweckbe-
stimmung „Naturnahes Grün und Wasserfläche“ festgesetzt. Dies belegt folgender Auszug aus dem 
Planzeichnungsentwurf: 

 
Hierzu trifft der Entwurf des Textteils unter Nr. 6 folgende textliche Festsetzung: 
 
„6. Grünflächen 

Zunächst ist festzuhalten, dass ein Ab-
wägungsfehler zum jetzigen Zeitpunkt 
noch nicht vorliegen kann, da die Abwä-
gung erst im Zuge des Abwägungsbe-
schlusses über alle öffentlichen und pri-
vaten Belange (gem. § 1 Abs. 7 BauGB) 
am Ende des Verfahrens erfolgt. 
 
Weiterhin handelt es sich beim vorlie-
genden Bebauungsplan um einen Ange-
botsplan, nicht um einen Vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan. Dieser schafft 
das Angebot bzw. den zulässigen Rah-
men einer Bebauung, definiert aber noch 
kein konkretes Vorhaben. 
Ein Bebauungsplan muss grundsätzlich 
durchführbar sein. Dies ist hier der Fall, 
da die festgesetzte Nutzung im Zweifels-
fall auch ohne die Erstellung einer 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend teilweise 
gefolgt 
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§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 
(1) Private Grünflächen mit folgenden Zweckbestimmung sind im zeichnerischen Teil des Bebauungs-
plans festgesetzt: 
▪ Zweckbestimmung ‚Naturnahes Grün und Wasserfläche“; 
Innerhalb der privaten Grünfläche sind Abgrabungen zur Herstellung einer naturnahen Wasserfläche 
zulässig. Sonstige bauliche Anlagen sind unzulässig. 
Die Teile der Grünfläche, welche keine Wasserfläche darstellen, sind naturnah zu begrünen.“ 
 
Zu diesen auf § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB gestützten Festsetzungen wird im Begründungsentwurf (vgl. dort, 
S. 13 unter 10. Grünflächen) ausgeführt: 
 
„Im Zuge des Zielabweichungsverfahrens wurde in Gesprächen mit den übergeordneten Planungsbe-
hörden festgelegt, dass Grünflächen und Wasserflächen innerhalb der neuen Wegeführung (Verkehrs-
flächen besonderer Zweckbestimmung ‚Landwirtschaft/Fußweg/Radweg/Reitweg‘) und westlich der ab-
gestimmten Grenze des Biotopverbunds naturnah herzustellen sind. Dementsprechend wird an dieser 
Stelle eine entsprechende Grünfläche ausgewiesen, in welcher auch die Herstellung von Wasserflächen 
zulässig ist.“ 
 
a) Die oben dargestellten Grünflächenfestsetzungen verstoßen nach gegenwärtigem Planungsstand ge-
gen höherrangiges Recht. Sie sind mit dem bauplanungsrechtlichen Abwägungsgebot aus § 2 Abs. 3 
i.V.m. § 1 Abs. 7 BauGB in nicht vereinbar. Dies ist aus den folgenden Gründen der Fall: 
 
Nach § 2 Abs. 3 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die Belange, die für die Abwägung von 
Bedeutung sind (Abwägungsmaterial), zu ermitteln und zu bewerten. Bei der Aufstellung von Bebau-
ungsplänen sind gemäß § 1 Abs. 7 BauGB die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und un-
tereinander gerecht abzuwägen. Dies gilt mit Blick auf Hochwasserschutz und -vorsorge in mehrfacher 
Hinsicht. 
Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. g BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne insbesondere die Dar-
stellungen von sonstigen Plänen des Wasserschutzrechts zu berücksichtigen. Hiervon werden auch die 
Planwerke und Pläne zum Hochwasserschutz gemäß §§ 73 bis 75 WHG erfasst (vgl. Söfker/Runkel, in: 
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, 160. EL [Stand: August 2025], BauGB § 1 Rn. 153). Nach 
§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne insbesondere die Belange des Küsten-
oder Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge, insbesondere die Vermeidung und Verringe-
rung von Hochwasserschäden zu berücksichtigen. Insoweit gilt (Söfker/Runkel, in: 
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, 160. EL [Stand: August 2025], BauGB § 1 Rn. 178/178a): 
 

Wasserfläche innerhalb der festgesetz-
ten Grünfläche durchführbar wäre. 
Auf die Grünfläche mit der Zweckbestim-
mung „Naturnahes Grün und Wasserflä-
che“ bedeutet dies, dass grundsätzlich 
die Erstellung einer Wasserfläche zuläs-
sig ist, allerdings nur, wenn eine entspre-
chende wasserrechtliche Genehmigung 
erfolgt. Im Zuge des Genehmigungsver-
fahrens sind die in der Anregung aufge-
führten Punkte zu berücksichtigen und 
durch die Genehmigungsbehörde zu prü-
fen.  
Die Festsetzung Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung „Naturnahes Grün 
und Wasserfläche“ überschreibt nicht 
geltendes übergeordnetes Recht. 
Im Textteil werden Hinweise ergänzt, die 
die Thematik der wasserrechtlichen Ge-
nehmigungen deutlicher macht. Bisher 
waren diese nur in der Begründung vor-
handen. 
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„Für den Anwendungsbereich [von § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB; Anm. d. Unterzeichners] ist insbesondere 
von Bedeutung, dass die Verpflichtung zur Berücksichtigung der Belange des Hochwasserschutzes in 
der Bauleitplanung nach § 1 Abs. 6 Nr. 12 unabhängig von den sich aus den §§ 72 ff. WHG ergebenden, 
in bestimmten Beziehungen auch das Bauplanungsrecht unmittelbar berührenden Vorschriften zum 
Hochwasserschutz besteht (BVerwG Urt. v. 3.6.2014 – 4 CN 6.12, aaO vor Rn. 1; näher dazu → Rn. 178b). 
Gleichwohl kann auch bei Anwendung des § 1 Abs. 6 Nr. 12 auf die Begriffsbestimmungen und Aufgaben 
des Hochwasserschutzes iSd WHG zurückgegriffen werden. Dies gilt zunächst für den Begriff des Hoch-
wassers iSd § 72 Satz 1 WHG: Hochwasser als zeitlich beschränkte Überschwemmung von normaler-
weise nicht mit Wasser bedecktem Land, insbesondere durch oberirdische Gewässer oder durch in 
Küstengebiete eindringendes Meerwasser (darauf bezieht sich der ‚Küstenschutz‘). Diese beispielhafte 
Aufzählung ist für Baugebiete insbesondere zu ergänzen um Überschwemmungen, die auf Nieder-
schläge (‚Starkregen‘) im Baugebiet oder in benachbarten Baugebieten zurückzuführen sind und die sich 
auf das jeweilige Baugebiet selbst und seine Umgebung nachteilig auswirken. Weiter können den §§ 
72 ff. WHG Anhaltspunkte für einzelne Gesichtspunkte der nach Nr. 12 zu berücksichtigenden Belange 
des Hochwasserschutzes entnommen werden. Insofern kann auf die näheren Bestimmungen des WHG 
zur Bewertung von Hochwasserrisiken, ihren Merkmalen und den in Betracht kommenden Maßnahmen 
(§§ 73 bis 76 WHG) und den Merkmalen und Anforderungen der Überschwemmungsgebiete (§ 87 WHG) 
zurückgegriffen werden. 
Für den Anwendungsbereich des § 1 Abs. 6 Nr. 12 hat die Reichweite der sich aus dem WHG ergeben-
den Regelungen zum Hochwasserschutz, die die Zulassung von Bauleitplanungen und von Vorhaben 
unmittelbar regeln, Bedeutung. Dies gilt für die in festgesetzten Überschwemmungsgebieten geregelten 
Verbote des § 78 Abs. 1 Nr. 1 und 2 WHG (keine Ausweisung neuer Baugebiete, keine Errichtung von 
baulichen Anlagen) mit den Ausnahme- und Genehmigungsmöglichkeiten nach § 78 Abs. 2 und 3 WHG. 
Daraus folgt wiederum, dass, soweit die Vorschriften des WHG in inhaltlicher, räumlicher oder zeitlicher 
Hinsicht nicht greifen, die deswegen vom WHG nicht erfassten Belange des Hochwasserschutzes nach 
§ 1 Abs. 6 Nr. 12 bei Aufstellung der Bauleitpläne zu berücksichtigen sind (in diesem Sinne ausdrücklich 
BVerwG Urt. v. 3.6.2014 – 4 CN 6.12, aaO vor Rn. 1). Dies gilt insbesondere für Bebauungsplanungen, 
die nicht iSd § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG als Neuausweisung von Baugebieten zu beurteilen sind; wei-
ter für Gebiete, in denen Überschwemmungsgebiete nicht festgesetzt und auch nicht iSd § 78 Abs. 6 
WHG vorläufig gesichert sind (‚faktische Überschwemmungsgebiete‘), und für die Aufstellung von Be-
bauungsplänen außerhalb festgesetzter Überschwemmungsgebiete, in denen Belange des Hochwas-
serschutzes Bedeutung haben. Eine besondere Situation kann sich auch bei festgesetzten Über-
schwemmungsgebieten für die Anwendung des § 1 Abs. 6 Nr. 12 ergeben, wenn nämlich bei der Festset-
zung von Überschwemmungsgebieten Belange des Hochwasserschutzes nicht in jeder Beziehung Ein-
gang gefunden haben, etwa weil die Kriterien für die Festsetzung der Überschwemmungsgebiete be-
stimmte Entwicklungen (noch) nicht berücksichtigt haben oder berücksichtigen konnten. In diesen Fäl-
len können jedoch nur solche Belange des Hochwasserschutzes als abwägungsrelevant beurteilt 
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werden oder ggf. für weitere Prüfungen Anlass geben, wenn hierfür konkrete Anhaltspunkte bestehen 
(vgl. dazu allgemein ->§ 2 Rn. 140 ff.). 
Die Bedeutung der Bauleitplanung für die Belange des so verstandenen Hochwasserschutzes ergeben 
sich insbesondere aus der in den Bauleitplänen vorgesehenen baulichen Entwicklung von Gebieten und 
aus der durch Bauleitplanung möglichen Freihaltung von Flächen von Bebauung. Insofern kann die 
durch Bauleitplanung vorgesehene städtebauliche Entwicklung Schutzobjekt des Hochwasserschutzes 
oder für (auch vorsorgende) Vorkehrungen und Maßnahmen des Hochwasserschutzes Veranlassung 
sein. 
§ 1 Abs. 6 Nr. 12 erfasst begrifflich die dargelegten (weiten) Belange des Hochwasserschutzes, wobei 
die Vorschrift mit dem Zusatz ‚insbesondere die Vermeidung und Verringerung von Hochwasserschä-
den‘ hervorhebt. Darin liegt keine Einengung der in der Bauleitplanung zu berücksichtigenden Belange 
des Hochwasserschutzes; ihr kann jedoch eine Betonung der Vermeidung und Verringerung von Hoch-
wasserschäden als in der Bauleitplanung zu berücksichtigende Belange entnommen werden. Denn die 
Regelungsmöglichkeiten der Bauleitplanung zum Hochwasserschutz sind entsprechend den Aufgaben 
der Bauleitplanung vor allem auf die bauliche Entwicklung ausgerichtet, deren Schutz vor Hochwasser-
schäden hier im Vordergrund steht. Dem entsprechen die Festlegungen in den Bauleitplänen darüber, 
ob und inwieweit bauplanungsrechtliche Grundlagen für bauliche Anlagen an bestimmten Standorten 
im Blick auf mögliche Hochwasserschäden an den baulichen Anlagen geschaffen und welche baulichen 
und sonstigen Maßnahmen dabei zur Vorbeugung gegen Hochwasserschäden vorgesehen werden. Dies 
unterstreichen die in 2017 zusätzlich eingeführten Festsetzungsmöglichkeiten in den Bebauungsplänen 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. c und d, die der Vermeidung oder Verringerung von Hochwasserschäden 
dienen. Demgegenüber haben die Belange ‚Rückhalt von Hochwasser‘ und ‚schadloser Hochwas-ser-
abfluss‘ in der Bauleitplanung gegenüber (wasser-)fachgesetzlichen Maßnahmen gewisse begrenzte Be-
deutung, wenn auch nicht unwesentlich. Dazu gehören der Verzicht auf die Ausweisung von Bauland in 
den Retentionsflächen und auf die Festsetzung von Baugrundstücken oder Flächen für bauliche Anla-
gen, um einen schadlosen Wasserabflusse zu sichern, sowie die Festsetzung von Flächen für die Rück-
haltung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14). 
Zu den Belangen des Hochwasserschutzes gehören insbesondere der Rückhalt von Hochwasser, der 
schadlose Hochwasserabfluss und der Schutz vor Hochwasserschäden. Diese drei Hauptgruppen der 
Belange des Hochwasserschutzes lassen sich aus den damit befassenden Regelungen des WHG ent-
nehmen. Dazu gehören insbesondere §§ 73 bis 75 WHG zur Wahrscheinlichkeit des Eintritts von Hoch-
wasserereignissen mit den möglichen nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Verringerung nachteiliger 
Folgen, §§ 76 und 76 WHG über die Gebiete zur Hochwasserentlastung und Rückhaltung und § 78 WHG 
über die für die Beschränkungen zur Bauleitplanung und zur Errichtung von bauliche Anlagen mit den 
Ausnahmemöglichkeiten. 
Unter dem Aspekt des notwendigen Rückhalts von Hochwasser sind insbesondere von Bedeutung: Die 
Erhaltung von Rückhalteflächen (Retentionsflächen), dh Vermeidung der baulichen Inanspruchnahme 
und der Ausweisung von Baugebieten auf solchen Flächen, die bei Überschwemmungen die Funktion 
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des Rückhaltens von Hochwasser haben (vgl. § 77 WHG). Wenn dennoch solche Flächen baulich in An-
spruch genommen werden, etwa weil besonders gewichtige städtebauliche Gründe die Inanspruch-
nahme erfordern, kann von Bedeutung sein, inwieweit die Funktion von Rückhalteflächen in anderer 
Weise oder an anderer Stelle erreicht werden kann.“ 
 
Insbesondere in den Fällen, in denen die Planungsschranke des § 78 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 WHG mit dem Ver-
bot der Ausweisung neuer Baugebiete in festgesetzten (oder zumindest vorläufig gesicherten Über-
schwemmungsgebieten im Außenbereich keine Anwendung findet, bleibt die Berücksichtigung von 
Hochwasserschutzbelangen nach § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB unberührt (vgl. Söfker/Runkel, in: 
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzber-ger, BauGB, 160. EL [Stand: August 2025], BauGB § 1 Rn. 178c). 
Dann sind die Auswirkungen der Bauleitplanung auf den Hochwasserschutz zu berücksichtigen und 
nach Abwägungsgrundsätzen zu behandeln (vgl. erneut Söfker/Runkel, in: Ernst/Zinkahn/Bielen-
berg/Krautzberger, BauGB, 160. EL [Stand: August 2025], BauGB §  1 Rn. 178b). 
Insoweit ist auch eine Berücksichtigung natürlicher Überschwemmungsgebiete erforderlich, wenn ein 
„gesetzliches“ Überschwemmungsgebiet zu eng festgesetzt wurde (vgl. Nds. OVG, Urt. v. 24.1.2010 – 1 
KN 266/07, juris Rn. 50). Dies folgt unmittelbar aus § 77 Abs. 1 S. 1 WHG, wonach Überschwemmungs-
gebiete im Sinne des § 76 WHG in ihrer Funktion als Rückhalteflächen zu erhalten sind. 
Diese Erhaltungspflicht bindet alle Behörden, Planungsträger und Nutzungsberechtigte (vgl. Schmitt, in: 
BeckOK Umweltrecht, 77. Ed. [Stand: 01.07.2025], WHG § 77 Rn. 5 m.w.N.). Daher tritt § 77 Abs. 1 S. 1 
WHG in der kommunalen Bauleitplanung neben die bauplanungsrechtlichen Schutzvorschriften in fest-
gesetzten und vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten (vgl. Schmitt, in: BeckOK Umwelt-
recht, 77. Ed. [Stand: 01.07.2025], WHG § 77 Rn. 6).  
b) Bei Anlegung dieser Maßstäbe sind im aktuellen Planungsstadium Ermittlungs- und Be- 
wertungsdefizite (§ 2 Abs. 3 BauGB) sowie Abwägungsfehler (§ 1 Abs. 7 BauGB) mit Blick auf Hochwas-
serschutzbelange im Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. g und Nr. 12 BauGB im Zusammenhang mit den 
auf § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB gestützten Grünflächenfestsetzungen festzustellen. Diese Schlussfolgerung 
ergibt sich aus den folgenden Erwägungen:  
aa) Der   von   der   zeichnerischen   Festsetzung   „GW“   als   private   Grünfläche   mit   der   Zweckbe- 
stimmung „naturnahes Grün und Wasserfläche“ erfasste Teil des Plangebiets liegt im durch Rechtsver-
ordnung der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd (SGD Süd) festgesetzten Überschwemmungsge-
biet der Selz, dem darüber hinausgehenden „faktischen“ Überschwemmungsgebiet dieses Gewässers 
gemäß der aktualisierten Hochwasserkarte für ein statistisch einmal in 100 Jahren zu erwartendes 
Hochwasserereignis (HQ100) bzw. dem entsprechenden Risikogebiet. Die in Rede stehende Grünflä-
chenfestsetzung befindet zudem in dem von der Sturzflutgefahrenkarte betroffenen Bereich. Hierzu ver-
weisen wir auf die nachstehende Abbildung (Quelle: VG Rhein-Selz, Gemeinde Köngernheim, Örtliches 
Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzept [HSVK] für die VG Rhein-Selz, S.  31, Abbildung 38, beige-
fügt als Anlage 2). 
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Dass diese unter Hochwasserschutzbelangen abwägungsrelevanten Belange in einer § 2 Abs. 3 BauGB 
genügenden Art und Weise ermittelt und bewertet wurden, lässt sich den im Rahmen der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB zugänglichen Unterlagen nicht entnehmen. Dement-
sprechend kann insoweit auf Grundlage des derzeitigen Planungsstands auch von einer im Sinne von § 1 
Abs. 7 BauGB abwägungsfehlerfreien Bewältigung dieses Konflikts keine Rede sein. 
bb) Dies gilt umso mehr, als die auf § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB gestützte Grünflächenfestsetzung „GW“ 
auch die Herstellung von Wasserflächen zulässt. Insoweit steht die Errichtung eines künstlichen Ge-
wässers im Raum, das in einem Überschwemmungsgebiet zu einer erhöhten Hochwassergefahr für An-
liegergrundstücke führen kann.  
cc) Der Sache nach ist die von der betreffenden Festsetzung einer privaten Grünfläche zu- 
gelassene Anlage einer Wasserfläche ein Gewässerausbau im Sinne von § 67 Abs. 1 WHG. Denn dazu 
gehört gemäß § 67 Abs. 2 S. 1 WHG auch die Herstellung eines Gewässers, etwa die Errichtung und Be-
füllung eines Fischteichs einschließlich der dafür erforderlichen Abgrabungen (vgl. dazu VG Trier, Urt. v. 
01.07.2024 – 9 K 4815/23.TR, BeckRS 2024, 33089 Rn. 50/51). 
Insoweit steht in formeller Hinsicht ein Planfeststellungs- oder Plangenehmigungserfordernis nach § 68 
Abs. 1 bzw. Abs. 2 WHG im Raum. Hierbei sind die Anforderungen aus § 68 Abs. 3 i.V.m. § 67 WHG zu 
beachten. Nach § 68 Abs. 3 darf der Plan nur festgestellt oder genehmigt werden, wenn (1.) eine Beein-
trächtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere eine erhebliche und dauerhaftem, nicht aus-
gleichbare Erhöhung der Hochwasserrisiken oder eine Zerstörung natürlicher Rückhalteflächen, vor al-
lem in Auwäldern, nicht zu erwarten ist und (2.) andere Anforderungen nach diesem Gesetz oder sonsti-
gen öffentlich-rechtlichen Vorschriften erfüllt werden. Zu den anderen Anforderungen im Sinne von § 68 
Abs. 3 Nr. 2 WHG gehört – neben § 77 WHG (vgl. dazu oben) – auch § 67 Abs. 1 WHG. Nach dieser Vor-
schrift sind Gewässer so auszubauen, dass natürliche Rückhalteflächen erhalten bleiben, das natürli-
che Abflussverhalten nicht wesentlich verändert wird, naturraumtypische Lebensgemeinschaften 
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bewahrt und sonstige nachteilige Veränderungen des Zustands des Gewässers vermieden oder, soweit 
dies nicht möglich ist, ausgeglichen werden. 

Ö1.3.  dd) Die Abwägungsrelevanz der Hochwasserbelange gemäß §1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. g und 
Nr. 12 BauGB im Sinne von § 2 Abs. 3 und § 1 Abs. 7 BauGB im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung 
wird dadurch erhöht, dass im Bereich der im Plangebiet nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB beabsichtigten 
Festsetzung einer Grünfläche „GW“ mit der Zweckbestimmung „naturnahes Grün und Wasserfläche“ in 
der Vergangenheit Aufschüttungen vorgenommen wurden, die unten in der rechten Abbildung gelb mar-
kiert sind. 

 
Diese Aufschüttungen liegen im „faktischen“ HQ100-Überschwemmungsgebiet der aktualisierten 
Hochwasserkarte der Selz. Darin ist ein Verstoß gegen § 77 Abs. 1 WHG zu sehen, der das Überflutungs-
risiko der angrenzenden Grundstücke – und damit auch für den unmittelbar an das Plangebiet angren-
zenden, im Eigentum unserer Mandantin stehenden Grundbesitz Gemarkung Köngernheim, Flur 1, Flur-
stücke Nr. 219, 224, 225, 226, 227 und 230 – erhöht. Bisher wurden nur Teile der Ablagerungen entfernt, 
während sich auf der Grundstücksfläche im Bereich der in Rede stehenden Grünflächenfestsetzung 
noch Erdaushub vorhanden ist. 
Die obigen Feststellungen sind der Verbandsgemeindeverwaltung Rhein-Selz auch bekannt. Denn sie 
ergeben sich aus den folgenden Ausführungen im HVSK der Verbandsgemeinde Rhein-Selz für die Orts-
gemeinde Köngernheim (Anlage 2, S. 31): 

Entsprechend der Stellungnahme der 
Struktur und Genehmigungsdirektion 
Rheinland-Pfalz (Siehe Punkt B16) liegt 
der Bereich der Aufschüttungen nicht in-
nerhalb einer HQ100 Fläche und somit 
auch nicht im zukünftig festgesetzten 
Überschwemmungsgebiet. Nachfolgend 
zu Vergleich der Bereich der Aufschüt-
tungen: 

 
 
Weiterhin wurde der eingebrachte 
Schotter vollständig zurückgebaut. Bau-
schutt wurde ebenfalls nicht hinterlas-
sen.  
Die Bodenerhöhung („Aufschüttung“) ist 
lediglich auf die Erdbewegung zurückzu-
führen. Dies zeigt sich deutlich an den 
Grenzen zu den benachbarten Grundstü-
cken. Hier befinden sich bereits seit über 
25 Jahren Pferdekoppeln, welche durch 
dauerhafte Beweidung und Bodenero-
sion entsprechend verdichtet und abge-
senkt sind. 
 

 



B-Plan „Jordan’s Untermühle - Nordteil“ - Zusammenstellung des Abwägungsmaterials - Seite 32 von 40 

bhm Planungsgesellschaft  mbH 25029 

Nr. Stellungnahme Öffentlichkeit Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

Ö1.4.  2. Aus den obigen Gründen ergeben sich auch Verstöße gegen § 2 Abs. 3 BauGB und § 1 Abs. 7 BauGB in 
Gestalt formeller Ermittlungs- und Bewertungsdefizite sowie materieller Abwägungsfehler, soweit im 
Entwurf des Bebauungsplans östlich der privaten Grünfläche „GW“ das Sondergebiet „SO 2“ zeichne-
risch festgesetzt wird, das ebenfalls im „faktischen“ HQ100-Überschwemmungsgebiet der Selz gemäß 
der aktualisierten Hochwasserkarte liegt. Dies ist den folgenden Abbildungen zu entnehmen. 

 
Im SO 2 sollen nach Nr. 1.2 des Entwurfs der textlichen Festsetzungen folgende Arten der baulichen 
Nutzung die folgenden Vorhaben zulässig sein: 
„1.2 Sonstiges Sondergebiet SO 2 „Fremdenverkehrsbetrieb-Ferienhäuser“ 

Entsprechend der Stellungnahme der 
Struktur und Genehmigungsdirektion 
Rheinland-Pfalz (Siehe Punkt B16) liegt 
das Sondergebiet nicht innerhalb einer 
HQ100 Fläche. 

Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 
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§ 11 BauNVO 
(1) Zulässig sind: 
▪ Dem Hotelbetrieb zugeordnete Ferienhäuser mit einer Grundfläche von jeweils maximal 50 m², 
▪ der Zweckbestimmung dienende Wege und Nebenanlagen, 
▪ Abgrabungen zur Herstellung einer Wasserfläche.“ 
Dies stellt der Sache nach die Ausweisung eines neuen Baugebiets in einem Bebauungsplan als gemäß 
§ 1 Abs. 2 Alt. 2 BauGB verbindlichen Bauleitplan im Außenbereich dar, die nach § 78 Abs. 1 S. 1 WHG 
untersagt wäre (vgl. dazu Schmitt, in: BeckOK Umweltrecht, 77. Ed. [Stand: 01.08.2025], WHG § 78 Rn. 
18-22 m.w. N.), wenn die Festsetzung des Überschwemmungsgebiets gemäß § 76 Abs. 2 WHG bzw. § 83 
LWG bereits an die aktualisierte Hochwasserkarte angepasst worden wäre. Die Zulassung der Auswei-
sung neuer Baugebiete in Abweichung von § 78 Abs. 1 S. 1 WHG auf Grundlage von Absatz 2 Satz 1 der 
Norm käme nicht in Betracht. Denn die eng auszulegende Abweichungsvoraussetzung nach § 78 Abs. 2 
S. 1 Nr. 1 WHG läge nicht vor, da andere Möglichkeiten der Siedlungsentwicklung bestehen oder ge-
schafften werden können. Denn eine Siedlungsentwicklung an dieser Stelle ist nicht alternativlos, weil 
nicht das gesamte Gemeindegebiet in einem Überschwemmungsgebiet liegt bzw. sich die Ortsge-
meinde Köngernheim auch ohne Inanspruchnahme des Überschwemmungsgebiets der Selz entwickeln 
kann (vgl. dazu: Nds. OVG, ZfBR 483, 485; Schmitt, ZfW 2016, 21, 25; ders., in: BeckOK Umweltrecht, 77.  
Ed. [Stand: 01.08.2025], WHG § 78 Rn. 38/39). 
Die förmliche Überschwemmungsgebietsfestsetzung hätte schon längst an die aktualisierte HQ100-
Hochwasserkarte angepasst werden müssen. Dass dies bisher nicht nach § 76 Abs. 2 WHG oder § 83 
LWG erfolgt ist, lässt den Eindruck entstehen, dass vorher der Abschluss des vorliegenden Bauleitplan-
verfahrens abgewartet werden soll. Um diese Umgehung des Planverbots in § 78 Abs. 1 S. 1 WHG zu ver-
hindern, muss die Vorschrift hier in die Anwendung der Erhaltungspflicht gemäß § 77 Abs. 1 S. 1 WHG im 
„hineingelesen“ werden. Daraus folgt eine im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB i.V.m. den 
Hochwasserschutzbelangen gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. g und Nr. 12 BauGB unüberwindbare Pla-
nungsschranke für die Festsetzung des SO 2 im „faktischen“ HQ100-Überschwemmungsgebiet. 
Unabhängig davon bleibt insoweit festzuhalten, dass die dortige Zulässigkeit der Errichtung von Ferien-
häusern die – bereits die in der Vergangenheit aufgrund rechtswidriger Ablagerungen im Plangebiet er-
höhte – Überflutungsgefahr für die Anliegergrundstücke weiter verstärkt. Dementsprechend nimmt 
durch die betreffende Festsetzung des SO 2 auch das Hochwasserrisiko für den im Eigentum unserer 
Mandantin stehenden Grundbesitz Gemarkung Köngernheim, Flur 1, Flurstücke Nr. 219, 224, 225, 226, 
227 und 230 zu. Sie kann sich daher auf einen abwägungsrelevanten privaten Belang berufen, der ihr als 
„Abwägungsbetroffene“ im Rahmen eines etwaigen Normenkontrollverfahrens die nach § 47 Abs. 2 S. 
VwGO auf Zulässigkeitsebene erforderliche Antragsbefugnis verleiht (vgl. dazu: BVerwG, Urt. v. 
24.09.1998 – 4 CN 2.98, NJW 1999, 592; Panzer/Schoch, in: ders./Schneider, VwR – Bd. VwGO, 48. EL 
[Stand: Juli 2025], VwGO § 47 Rn. 61a). 

Ö1.5.  3. Im Übrigen liegen Verstöße gegen § 2 Abs. 3 und § 1 Abs. 7 BauGB vor, soweit nach dem Zunächst ist festzuhalten, dass ein Ab-
wägungsfehler zum jetzigen Zeitpunkt 

Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 
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aktuellen Entwurf der Planzeichnung der derzeit vollständig auf dem im Eigentum der Ortsgemeinde 
Köngernheim stehenden Flurstück Nr. 223 verlaufende Wirtschaftsweg auf die Parzellen 228 und 229 
verlegt werden soll. Hiervon sind abermals abwägungsrelevante Hochwasserschutzbelange im Sinne 
von § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. g und Nr. 12 BauGB sowie zum Abwägungsmaterial gehörende Belange der 
Landwirtschaft nach § 1 Abs. 6 Nr. 8 Buchst. b BauGB betroffen. Insoweit kann erneut weder von einer 
im Sinne von § 2 Abs. 3 BauGB hinreichenden Ermittlung und Bewertung noch von einer materiell gemäß 
§ 1 Abs. 7 BauGB fehlerfreien Abwägung die Rede sein. Dies ist aus den folgenden Gründen der Fall: 
 
 
 
 
 

noch nicht vorliegen kann, da die Abwä-
gung erst im Zuge des Abwägungsbe-
schluss über alle öffentlichen und priva-
ten Belange (gem. § 1 Abs. 7 BauGB) am 
Ende des Verfahrens erfolgt. 
Bezugnehmend auf die nebenstehende 
Anregung kann die Verlegung des Weges 
Gegenstand der Abwägung sein. Abwä-
gung bedeutet jedoch nicht, jeder Anre-
gung zu folgen, sondern die unterschied-
lichen Belange gegenseitig abzuwägen. 

Ö1.6.  a) Derzeit verläuft auf der im Eigentum der planenden Ortsgemeinde Köngernheim stehenden Parzelle 
223 ein Wirtschaftsweg (vgl. § 1 Abs. 5 LStrG). Dies belegt der folgende Auszug aus der Liegenschafts-
karte (Quelle: www.geoportal.rlp.de): 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Der betreffende Wirtschaftsweg wird auch und insbesondere im Rahmen der von unserer Mandantin 
betriebenen Landwirtschaft genutzt. Auf ihm werden Pferde von den Stallungen auf ihrem Flurstück Nr. 
219 auf die Weidefläche auf der ebenfalls im Eigentum unserer Mandantin stehenden Parzelle 230 und 
zurückgebracht. 

Ö1.7.  b) Der in Rede stehende Wirtschaftsweg liegt derzeit nicht im festgesetzten Überschwemmungsgebiet 
der Selz. Gemäß der aktualisierten Hochwasserkarte verläuft er nur zu einem kleinen Teil im HQ100-Be-
reich. Diese Umstände ergeben sich aus den nachstehenden Abbildungen: 
 

Wird zur Kenntnis genommen. Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Ö1.8.  c) Gemäß aktueller Planung soll der Wirtschaftsweg auf die im Plangebiet liegenden Parzellen 228 und 
229 verlegt werden. Hierfür ist im Entwurf der Planzeichnung die Festsetzung einer öffentlichen Ver-
kehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung „Landwirtschaft/Fußweg/Radweg/Reitweg“ vorge-
sehen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Der Weg wird nach Anregungen der 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen unter 
Punkt B9 in eine Verkehrsfläche beson-
derer Zweckbestimmung „Wirtschafts-
weg“ geändert. 

Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Ö1.9.  d) Im Falle der Verwirklichung dieser Planung würde der in Nord-Süd-Richtung verlaufende Teil des Wirt-
schaftsweg im bereits festgesetzten Überschwemmungsgebiet der Selz liegen. Insoweit ist im Zusam-
menhang mit Hochwasserschutzbelangen gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. g und Nr. 12 BauGB auch die 
Regelung in § 78a Abs. 1 S. 1 WHG abwägungsrelevant. Nach dieser Vorschrift ist in festgesetzten Über-
schwemmungsgebieten das Erhöhen und Vertiefen der Erdoberfläche untersagt. 
 Im Anschluss an eine Verlegung des Wirtschaftswegs im Plangebiet auf die Flurstücke Nr. 228 und 229 
würden außerdem die beiden in Ost-West-Richtung verlaufenden Teile vollständig im „faktischen“ 
HQ100-Überschwemmungsgebiet gemäß aktualisierter Hochwasserkarte verlaufen. Damit ist ein abwä-
gungsrelevanter Zielkonflikt mit der Erhaltungspflicht aus § 77 Abs. 1 S. 1 WHG verbunden. Aus den vor-
stehenden Erwägungen ergibt sich mithin auch für die Verlegung des Wirtschaftswegs eine erhöhte 
Überflutungsgefahr. 

Entsprechend der Stellungnahme der   
Struktur und Genehmigungsdirektion 
Rheinland-Pfalz unter Punkt B16 sind 
Wegeführungen im festgesetzten Über-
schwemmungsgebiet grundsätzlich zu-
lässig, sofern die bestehende Erdober-
fläche nachweislich nicht erhöht wird. 
Eine entsprechende Festsetzung wird er-
gänzt. 
Weiterhin wird ergänzt, dass Erhöhun-
gen im Bereich der neuen Verkehrsflä-
chen nur über eine wasserrechtliche Ge-
nehmigung möglich sind. 
Weiterhin liegen die in Ost-West-Rich-
tung verlaufenden Teile nach aktuellen 
Daten nur minimal in einer HQ100 Flä-
che. 

Der Anregung wird wie 
nebenstehend teilweise 
gefolgt. 
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Ö1.10.  e) Daraus resultieren zugleich nachteilige Auswirkungen für die ihn nutzenden landwirtschaftlichen Be-
triebe einschließlich der Landwirtschaft unserer Mandantin. Damit sind auch Belange der Landwirt-
schaft gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 8 Buchst. b BauGB von der entsprechenden planerischen Festsetzung be-
troffen und insoweit abwägungsrelevant. 

Wird zur Kenntnis genommen und bei 
der Abwägung berücksichtigt. 

Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Ö1.11.  f) Dass sich die Ortsgemeinde Köngernheim mit diesen zum Abwägungsmaterial gehörenden Belangen 
im vorliegenden Planentwurf mit Blick auf die darin vorgesehene Verlegung des Wirtschaftswegs in das 
festgesetzte bzw. „faktische“ Überschwemmungsgebiet auch nur ansatzweise auseinandergesetzt 
hätte ist nicht ersichtlich. Daher sind auch insoweit Ermittlungs- und Abwägungsdefizite (§ 2 Abs. 3 
BauGB) und materielle Abwägungsfehler (§ 1 Abs. 7 BauGB) zu attestieren. 

Ein Abwägungsfehler kann zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht vorliegen, da die 
Abwägung erst im Zuge des Abwägungs-
beschluss über alle öffentlichen und pri-
vaten Belange (gem. § 1 Abs. 7 BauGB) 
am Ende des Verfahrens erfolgt. 

Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 

Ö1.12.  4. Außerdem sind mit Blick auf die Erschließung des Plangebiets weitere Verstöße gegen § 2 Abs. 3 und § 
1 Abs. 7 BauGB in Gestalt von formellen Ermittlungs- und Bewertungsdefiziten sowie materiellen Abwä-
gungsfehlern vor. Diese Schlussfolgerung ergibt sich aus den folgenden Erwägungen: 
 
 

Ein Abwägungsfehler kann zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht vorliegen, da die 
Abwägung erst im Zuge des Abwägungs-
beschluss über alle öffentlichen und pri-
vaten Belange (gem. § 1 Abs. 7 BauGB) 
am Ende des Verfahrens erfolgt. 

Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 

Ö1.13.  ) Zur Erschließung wird im Entwurf der Planbegründung (dort, S. 11 unter Nr. 7.2) lediglich ausgeführt: 
„Die technische Erschließung erfolgt wie bisher über die bestehenden Leitungen in der Erschließungs-
straße. Selbes gilt für die verkehrliche Erschließung.“ 
 
b) Daraus lässt sich in verkehrlicher Hinsicht weder eine hinreichende Ermittlung und Bewertung der 
abwägungsrelevanten Erschließungsbelange im Sinne von § 2 Abs. 3 BauGB noch eine insoweit gemäß § 
1 Abs. 7 BauGB fehlerfreie Abwägung entnehmen. Dies ist aus den folgenden Gründen der Fall: 
 
 
aa) Zunächst kann von einer bestehenden Erschließungsstraße keine Rede sein. Der bereits 
vorhandene Hotelbetrieb wird verkehrlich über die Wegeparzelle 209 erschlossen, die außerhalb des 
Plangebiets liegt. Hierbei handelt es sich jedoch nicht um eine ausgebaute Erschließungsstraße. Viel-
mehr befindet sich auf dem Flurstück Nr. 209 ein Wirtschaftsweg, der in seinem aktuellen Ausbauzu-
stand bereits nicht geeignet ist, eine ausreichende Erschließung für den durch den Bebauungsplan „Jor-
dan’s Untermühle“ einschließlich seiner 1. Änderung und Erweiterung sicherzustellen. Dies hatten im 
Bauleitplanverfahren zum Bebauungsplan „Jordan’s Untermühle 1. Änderung und Erweiterung“ der 
Ortsgemeinde Köngernheim sowohl die Landwirtschaftskammer als auch wir für unsere Mandantschaft 
mit Schreiben an die Verbandsgemeindeverwaltung Rhein-Selz vom 28.11.2022 (vgl. dort, S. 3/4 unter 2. 
c) u. S. 5 unter 4. b) aa) und vom 19.04.2023 (vgl. dort, S. 5 unter 4. b) aa) gerügt. Da Ihnen unsere ent-
sprechenden Einwendungen aus dem vorangegangenen Planverfahren vorliegen, sehen wir von deren 
erneuten Übersendung ab. 

Die Zufahrtsregelung zur Untermühle 
wurde bereits in der rechtskräftigen  
Ursprungsplanung aus dem Jahr 2012 
abgewogen. Die im Rahmen der Stel-
lungnahme erneut vorgebrachten An-
merkungen bzgl. der Erschließung erwei-
sen sich als nicht abwägungsrelevant.   
Zur Festlegung von Nutzungsrecht und 
Nutzungspflichten wurde zwischen den  
Betreiber der Untermühle und der Orts-
gemeinde Köngernheim ein Durchfüh-
rungs- und Erschließungsvertrag ge-
schlossen. Die Eigentümer der  
Untermühle haben sich (nach Einsicht 
des Vertrages) vollumfänglich an die 
schriftlichen Vereinbarungen und Fristen 
gehalten. Zudem haben die Betriebsin-
haber in den letzten Jahren auf die zu-
nehmende Nachfrage nach Erholungs- 
und Wellnessangeboten reagiert und die 

Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 
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Betriebsstrukturen entsprechend umor-
ganisiert.   

Ö1.14.  bb) Durch die aktuelle Entwurfsplanung sollen Erweiterungsmöglichkeiten für den bestehen- 
den Hotelbetrieb geschaffen werden, insbesondere aufgrund der Festsetzung des sonstigen Sonderge-
biets SO 2 „Fremdenverkehrsbetrieb-Ferienhäuser“. Damit sind notwendigerweise auch planbedingte 
Mehrverkehre verbunden, die zu einer stärkeren Belastung des bereits heute für eine rechtskonforme 
verkehrliche Erschließung nicht ausreichenden Wirtschaftswegs auf der Parzelle 209 führen werden. 
Dass dieser Belang ermittelt und bewertet bzw. im Planentwurf aufgegriffen und einer abwägungsfehler-
freien Lösung zugeführt wurde, ist nicht ersichtlich. 
 

Es handelt sich beim vorliegenden Be-
bauungsplan um einen Angebotsplan, 
nicht um einen Vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan. Dieser schafft das Ange-
bot bzw. den zulässigen Rahmen einer 
Bebauung, definiert aber noch kein kon-
kretes Vorhaben. 
Dennoch wird angemerkt, dass es durch 
die geplante Erweiterung nicht zu Mehr-
verkehren kommen wird. So sind nur ins-
gesamt 4 Ferienhäuser geplant. In Kom-
bination mit einer bereits umgesetzten 
Reduktion an Zimmern im bestehenden 
Betrieb kann davon ausgegangen wer-
den, dass der Kundenverkehr gleich-
bleibt bzw. eher abnimmt. Die vorlie-
gende „Erweiterung“ des Betriebes be-
zieht sich auf die räumliche Ausdehnung 
und Qualität, nicht jedoch auf die Anzahl 
an Kunden. 
Ein Abwägungsfehler kann zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht vorliegen, da die 
Abwägung erst im Zuge des Abwägungs-
beschluss über alle öffentlichen und pri-
vaten Belange (gem. § 1 Abs. 7 BauGB) 
am Ende des Verfahrens erfolgt. 

Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 

Ö1.15.  5. Im Übrigen sind mit § 2 Abs. 3 BauGB unvereinbare Ermittlungs- und Bewertungsdefizite 
sowie gegen § 1 Abs. 7 BauGB verstoßende Abwägungsfehler im Zusammenhang mit Brandschutzbelan-
gen festzustellen. Dies ist aus den folgenden Gründen der Fall: Bis heute fehlen ordnungsgemäße 
Brandschutznachweise für den bereits erfolgten 2. und 3. Anbau des bestehenden Hotels. Vorher kann 
jedoch nicht ermittelt und bewertet werden, ob für die jetzt planungsgegenständliche Betriebserweite-
rung die Anforderungen an sichere Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB 
sichergestellt sind. Ohne entsprechende Ermittlungen und Bewertungen kann insoweit abermals von 
einer materiell fehlerfreien Abwägung keine Rede sein. 

Ist nicht Gegenstand des aktuellen Bau-
leitplanverfahrens.  
Weiterhin handelt es sich beim vorlie-
genden Bebauungsplan um einen Ange-
botsplan, nicht um einen Vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan. Dieser schafft 
das Angebot bzw. den zulässigen Rah-
men einer Bebauung, definiert aber noch 
kein konkretes Vorhaben. 

Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 
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Ein Abwägungsfehler kann zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht vorliegen, da die 
Abwägung erst im Zuge des Abwägungs-
beschluss über alle öffentlichen und pri-
vaten Belange (gem. § 1 Abs. 7 BauGB) 
am Ende des Verfahrens erfolgt. 

Ö1.16.  Abschließend weisen wir darauf hin, dass die Betreiber des bestehenden Hotelbetriebs die in der textli-
chen Festsetzung Nr. 4.2 des mit seiner Bekanntmachung am 05.11.2025 (vgl. Rhein-Selz Aktuell Nr. 
45/2025, S. 12/13) in Kraft getretenen Bebauungsplan „Jordan’s Untermühle 1. Änderung und Erweite-
rung“ gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzte Ausgleichsmaßnahme bisher nicht umgesetzt hat. 
Die entsprechenden Anpflanzungen sind bis heute nicht erfolgt. Dass die Hotelbetreiber von der Ortsge-
meinde Köngernheim trotzdem nunmehr mit weitergehenden Erweiterungsmöglichkeiten beglückt wer-
den sollen, drängt den Eindruck auf, dass es sich letztendlich um eine erneute dem Erforderlichkeitskri-
terium in § 1 Abs. 3 S. 1 Halbs. 1 BauGB widersprechende reine Gefälligkeitsplanung handelt. 
Um Mitteilung der Ergebnisse zur Prüfung unserer Einwendungen wird gebeten. Wir weisen darauf hin, 
dass die SGD Süd und die Kreisverwaltung Mainz-Bingen eine Abschrift dieses Schreibens erhalten wer-
den. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Ist nicht Gegenstand des aktuellen Bau-
leitplanverfahrens. 

Wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

Weiteres Vorgehen 

Falls den Beschlussvorschlägen gefolgt wird, ergeben sich folgende Änderungen: 

Textliche Festsetzungen  

▪ Anpassung Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung in „Wirtschaftsweg“ 

▪ Einarbeitung Ausgleichsmaßnahmen 

▪ Erhalt der Pyramidenpappeln 

▪ Hinweis, dass Zeichnerischer Teil und Textteil zum B-Plan gehören. 

▪ Korrektur der Rechtsgrundlage LBO in LbauO 

▪ Ergänzung Festsetzung zur Wegehöhen im Überschwemmungsgebiet 
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▪ Ergänzung von Hinweisen (Wasserwirtschaft, Grundwasserschutz, Überschwemmungsgebiet, Risikogebiet, Sturzflutgefahr, Niederschlagswasser. 
wasserrechtliche Erlaubnis, wasserrechtliche Genehmigung) 

Begründung und Umweltbericht 

▪ Einarbeitung Ausgleichsmaßnahmen 

▪ Erhalt der Pyramidenpappeln 

▪ Ergänzung Begründung zu „Vollgeschosse und Geschossflächenzahl“ 

Zeichnerischer Teil  

▪ Anpassung Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung in „Wirtschaftsweg“ 

▪ Erhalt der Pyramidenpappeln 

▪ Hinweis, dass Zeichnerischer Teil und Textteil zum B-Plan gehören. 

▪ Ergänzung Bezeichnung der SO-Gebiete 

▪ Ergänzung der Maßnahmenflächenbezeichnung 

▪ Anpassung / Ergänzung Abgrenzung des Überschwemmungsgebietes und Risikogebietes 

 

 


